Der Me 


für den Monat März 1928 
der Gewerkſchaft kaufmänniſcher Angeſtellten (D. h. v.) in Polniſch⸗Oberſchleſien. 


Geſchäftsführung: Katowice, ul. sw. Jana 10 Ill. Telefou 1191. — P. K. O. 301 845. 
Nummer 3. Katowice, den 1. März 1928. | 3. Jahrgang 


— 
— 


Rollegen! Kommt alle zur 


üenil. Kundgebung und zur abreshauptberſammlung 


am 25. März 1928 in Katowice. 


In unſerer letzten Monatsſchrift haben wir bereits die Veranſtaltung unſerer Gewerkſchaſt für den 25. März d. Is. 
angekündigt. Wir geben bekannt, daß an dem genannten Tage folgende Veranſtaltungen abgehalten werden: 


Sonntag, den 25. März 1928 in Katowice, ul. Jagiellonska (Prinz Heinrich⸗ 
ſtraße) im großen Saale des „Chriſtl. Hoſpiz“ 


vorm. 10 uh: Öffentliche Kundgebung 


Programmfolge: 

1. Einleitung: Lieder unſeres D. H. V.⸗Männerchors Königshütte 
a) Herr, unſer Gott, wie groß bift du, 8. Pſal mg Schnabel 
DR i )  Par Abt 

2. Begrüßung 

3. Vortrag des Herrn Sejmabg. Profeſſor Dr. Pant über das Thema: 
„Gewerkſchaft und Staat“ 

4. Vortrag des Geſchäftsführers Koruſchowitz über das Thema: 

„Unſere Forderungen an die Geſetzgebung auf ſozialpolitiſchem Gebiete“ 

Verleſen einer Reſolution 

Schluß: Lied des D. H. B.⸗Männerchors 

„Nur die Hoffnung feſtgehalten“, Text v. Hoffm, v. Fallersleben . . Peter Wilfing 


nahm. 3 Uhr:: Jahreshauptverſammlung 


Tagesordnung: 
„Jahresbericht für das Jahr 1927 5. Neuwahl des Hauptvorſtandes 
Jugendbericht 6. Anträge 
. Raffenbericht für das Jahr 1927 7. Wahl des nächſten Tagungsortes 
„Bericht der Kaſſenprüfer und Entlaſtung 8. Verſchiedenes. 
des Hauptvorſtandes 


Abends 8 Uhr: Feſtabend der Ortsgruppe Kattowitz 
im Anſchluß an die beiden Tagungen in Form eines Feſtkommerſes mit Angehörigen. 


Zur feſtlichen Ausgeſtaltung haben fich in anerkennenswerter Weiſe zur Verfügung geſtellt, unſer Männerchor 
Königshütte, unſere Turnergilden und verſchiedene uns naheſtehenden Perſönlichkeiten. 
Das ausführliche Programm wirb noch durch beſondere Einladungen bekannt gegeben. 


Wir bitten herzlichſt, alle unſere Verdandsmitglieder und Berufskollegen, ſich dieſen Sonntag frei zu 
halten, um an ſo wichtigen und bedeutungsvollen Tagungen unſerer Bewegung teilnehmen zu können. 


Niemand darf fehlen, denn es gilt 
% Anſehen, Geltung und Stärke ++ 
unſerer Gewerkſchaft in aller Öffentlichkeit zu beweifen. 
Der Hauptvorſtand. Die Geſchäftsführung. 


ao 


0 Sir 


Das neue polniſche Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 


(Schluß des Geſetzestextes.) 


Wir bringen nachſtehend die reſtlichen Beſtimmungen des 
Geſetzes zum Abdruck. 


26. Die Anrechnung der Beitragsmonate. 

Art. 111. Im Falle der rechtzeitigen Anmeldung (Art. 
106), werden den Angeſtellten für die Verſicherung alle Kalen⸗ 
dermonate angerechnet, angefangen vom erſten Tage des Kalen⸗ 
dermonats, in dem die Verſicherungspflicht entſtanden iſt, bis 
zum Ende des Monats, in dem dieſe Pflicht erloſchen iſt (Art. 7) 
auch falls die für dieſen Zeitraum fälligen Beträge nicht ein⸗ 
gezogen worden ſind. 

Falls eine Meldung nicht zur rechten Zeit erfolgt, werden 
die Beitragsmonate vom erſten Tage des Kalendermonats ange⸗ 
rechnet, in dem die Anmeldung erfolgt iſt, ohne Rückſicht darauf, 
ob die Beiträge für die Zeit nach der Anmeldung eingezogen 
worden ſind. 

Ebenſo wie die vom Arbeitgeber gemachte Anmeldungen iſt 
die Anmeldung zu behandeln. die vom Angeſtellten gemacht 
worden iſt, ſowie eine von einem Kontrollorgan der Sozial⸗ 
verſicherungskaſſe bezw. einer Angeſtelltenverſicherungsanſtalt 
erf, lote amtliche Anmeldung, falls es ſich um die in dieſem 
Irrbel vorgeſehenen Folgen der Anmeldung handelt. } 

Der Monat, für den mehrere Arbeitgeber den Beitrag für 


denſelben Verſicherten bezahlt haben, gilt als ein Beitrags- 
nionat. 
Art. 112. Die Monate vor dem Zeitraum, der gemäß 


den Beſtimungen des Art. 111 der Anrechnung für die Ver⸗ 
ſicherung unterliegt, gelten als Beitragsmonate nach Maß der 
wirklichen Einzahlung der ſür die entfallenden Verſicherungs⸗ 
beiträge — mit dem Vorbehalt, daß ein Zufatzzeitraum von 
über drei Jahren nicht angerechnet werden kann, und zwar 
unter der Bedingung der Einzahlung der diesbezüglichen Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge vor Ablauf von drei Jahren nach ihrer Fällig⸗ 
keit. Die angegebenen Beitragsmonate werden nur dann in 
den Zeitraum eingerechnet, der zur Erlangung der Rechte auf 
die Leiſtungen bei Arbeitsloſigkeit (Art. 16 Abſ. 2 und 3) erfor⸗ 
derlich iſt, wenn die diesbezüglichen Verſicherungsbeiträge vor 
Ablauf von ſechs Monuten nach dem Tage des Verluſts der 
Beſchäftigung eingezahlt worden ſind, für die der Beitrag 
fällig iſt. 

Zuſatzmeldungen ſind ungültig, falls ſie nach Eintreten 
von Umſtänden erfolgt ſind, die zur Penſionsleiſtungen berech⸗ 
tigen (Unfähigkeit zur Ausübung des Berufs, Erreichung der 
Altersgrenze, Tod). 

Der Arbeitgeber haftet materiell für die dem Angeſtellten 
bezw. ſeiner Familie durch Vernachläſſigung der durch dieſe 
Verordnung vorgeſchriebenen Anmeldungen zugefügten Schäden. 
Die Angeſtelltenverſicherungsanſtall iſt verpflichtet, auf Ver⸗ 
langen der beteiligten Perſonen Berechnungen der Leiſtungen 
zu liefern, deren der Angeſtellte bezw. Mitglieder ſeiner Familie 
infolge Nichterfüllung der den Arbeitgeber belaſtenden Pflicht 
verluſtig gegangen ſind. 

Unabhangig davon hat die Angeſtelltenverſicherungsanſtalt 
die Pflicht zur Einziehung der nicht verjährten Beiträge ohne 
Rückſicht darauf, auf welchem Wege fie von der Vernachläſſigung 
der Anmeldung bezw. der rechtzeitigen Entrichtung der Beiträge 
Kenntnis erhalten hat. 

Art. 113. Bei Erneuerung der Verſicherung nach einer 
Unterbrechung von nicht mehr als 18 Monaten werden den in 
der erneuten Verſicherung zurückgelegten Beitragsmonaten, die 
gemäß der Beſtimmungen der Art. 9, 111 und 112 der Anrech⸗ 
nung zu der Verſicherung unterliegen, die vor der Unterbrechung 
zurückgelegten und die gemäß den obigen Vorſchriften zu berech⸗ 
nenden Beitragsmonate zugerechnet. Die vor der Unterbrechung 
zurückgelegten Beitragsmonate, die bei Zuſprechung einer Ab⸗ 
findung gemäß Art. 30 berückſichtigt worden find, unterliegen 
in keinem Falle der Anrechnung bei etwaiger Erneuerung der 
Verſicherung. Falls die Unterbrechung in der Verſicherung län⸗ 
ger als 18 Monate gedauert hat, erfolgt die Anrechnung der 
vor der Unterbrechung zurückgelegten Beitragsmonate nach Zu⸗ 
rücklegung in der erneuten Verſicherung der nadhıtı hend ange⸗ 
gebenen Anzahl von Beitragsmonaten in der Pflichtverſicherung, 
und zwar: 

12 Beitragsmonate nach 
mehr als fünf Jahren; 


einer Unterbrechung von nicht 


24 Beitragsmonate nach einer Unterbrechung von nicht 
mehr als 10 Jahren; 
36 Beitragsmonate nach einer Unterbrechung von nicht 


mehr als 15 Jahren. 


Falls die Unterbrechung der Verſicherung einer Perſon, die 
bei Erlöſchen der Verſicherung das 60. Lebensjahr nicht been- 
det hatte, über drei Jahre gedauert hat und wenn die Ver⸗ 
ſicherungspflicht nach Beendigung des 60. Lebensjahres von 
neuem entſtehen ſollte, gelten alle etwaigen aus den vorher 
zurückgelegten Beitragsmonaten hervorgehenden Rechte als er⸗ 
loſchen. Zu dem Unterbrechungszeitraum der Verſicherung, der 
in dieſem Artikel vorgeſehen iſt, wird die in Art. 8, Abs. 2 
bezeichnete Zeit nicht eingerechnet, ſowie die Zeit des Empfungs 
einer Invalidenrente nach dieſer Verordnung. 


27. Die Pflicht zur Erieilung von Aufklärungen 

Art. 114. Auf Verlangen der ſtaatlichen Behörden und 
der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt, der Sozialverſicherungs⸗ 
kaſſen, bezw. ihrer Organe und Beamten, ſowie der öffentlichen 
Inſtitute, die im Rahmen dieſer Verordnung oder der Satzungen 
handeln, ſind die Arbeitgeber, die Verficherten und ihre Familien 
verpflichtet, ſämtliche ſchriftlichen und mündlichen Auskünfte 
bezüglich der Umſtände zu erteilen, die für das Verſicherungs⸗ 
verhältnis bezw. für die Beurteilung der Berechtigungen auf 
die Verſicherungsleiſtungen von Bedeutung ſind. 


28. Jinanzvorſchriften. 

Art. 115. Die finanziellen Mittel der Anſtalt bezw. des 
Verbandes der Angeſtelltenverſicherungsanſtalten dürfen nur 
verwendet werden zur Erreichung der in dieſer Verordnung vor⸗ 
geſehenen Zwecke ſowie zur Deckung der Verwaltungskoſten der 
Anſtalt bezw. des Verbandes. Die einzelne Anſtalt und der 
Verband der Angeſtelltenverſicherungsanſtalten find verpflichtet, 
für jedes Kalenderjahr der ſtaatlichen Auſſichtsbehörde Rechen⸗ 
ſchaft abzulegen über ihre Tätigkeit, den Stand der Geldmittel 
und deren Anlage. Die erwähnten Inſtitute ſind weiter ver⸗ 
pflichtet, dieſer Behörde ſtatiftiſche Verzeichniſſe vorzulegen, ent⸗ 
ſprechend den durch eine Verordnung des Minifters für Arbeit 
und ſoziale Fürſorge erlaſſenen Vorſchriften über die Form und 
die Zeit der Vorlegung. 

Späteſtens innerhalb Oktober jedes Jahres muß die Anſtalt 
bezw. der Verband den Haushaltsvoranſchlag für das folgende 
Jahr zur Beſtätigung durch die ſtaatliche Aufſichtsbehörde 
vorlegen. 

Art. 116. Das Vermögen der Anſtalt und des Verbandes 
der eee ſoll mündelſicher angelegt 
werden. ) 

Wenigftens 15 Prozent des verfügbaren Vermögens 
ſtaatlichen Wertpapieren anzulegen. 


29. Befreiung von Steuern und Gebühren. 

Art. 117. Den Inſtituten, die die in dieſer Verordnung 
geregelte Verſicherung ausführen oder in der Durchführung 
mitwirken, ſteht Befreiung von ſämtlichen Gerichtsgebühren in 
Angelegenheiten, die ſich aus dieſer Verordnung ergeben, zu. 

Außerdem ſtehen den Inſtituten, die die in dieſer Verord⸗ 
nung geregelte Verſicherung ausüben, den Perſonen, die von 
dieſen Inſtituten Leiſtungen beziehen, ſowie den an dieſe Inſti⸗ 
tute eingezahlten und von ihnen ausgezahlten Geldmitteln, alle 
die Vorrechte im Bereich der Finanzgebühren und Staats⸗ und 
Kommunalſteuern zu, die auf Grund der geltenden Geſetze 
den Sozialverſicherungsinſtituten, den Perſonen, die von dieſen 
Inſtituten Leiſtungen beziehen, ſowie den Geldmitteln, die in 
dieſe Inſtitute eingezahlt und von ihnen ausgezahlt werden, 
zukommen würden. . 


30. Das Derhältnis der in einer Angeſlelltenverſicherungs⸗ 
anſlall erworbenen Rechie zu den in einem anderen Inſtiluf 
erworbenen Rechten. 

Art. 118. Eine nach dieſer Verordnung verſicherungs⸗ 
pflichtige Perſon, bei der die Bedingungen der in Art. 1 p. 2 
bis 4 bezeichneten Verſicherung entſtehen, hat aufgrund der 
Veſtimmungen, die entſprechend die Arbeiterverſicherung regelt, 
das Recht, entweder in der Verſicherung nach den Grundſätzen 
dieſer Verordnung zu verbleiben oder in die Verſicherung auf 
Grund der Vorſchriften über die Arbeiterverſicherung über⸗ 
zugehen. 

Falls eine Perſon, die der Pflicht der in Art. 1 Punkt 2 
bis 4 bezeichneten Verficherung auf Grund der die Arbeiter⸗ 
verſicherung regelnden Vorſchriften unterliegt, die Bedingungen 
erlangt, die die Pflicht zu ihrer Verficherung gemäß dieſer Ver⸗ 
ordnung nach ſich zieht, hat dieſelbe das Recht, entweder zu der 
Verſicherung nach 1 ee dieſer Verordnung über⸗ 
zugehen oder in der bisherigen Verſicherung zu verbleiben. 


iſt in 


Falls die betreffende Perſon ſich nicht für das Verbleiben 
in der Verſicherung nach den bisherigen Grundſätzen entſcheidet, 
überweiſt die frühere Berſicherungsanſtalt der Berſiche⸗ 
rungsanſtalt, zu der die betreffende Perſon übergeht, die 
um fünf Prozent verminderten Beiträge der letzten ſünſ Jahre 
mit einer nach dem techniſchen Zinsfuß entſprechenden Ver⸗ 
zinſung, damit die neue Anftalt foviele Beitragsmonate oder 
wochen anrechnet, wie die frühere Anſtalt der betreffenden 
Perſon für die letzten fünf Jahre angerechnet hat. 

Art. 119. Ein Angeſtellter, der auſ Grund des Art. 118 
der in Art. 1 Punkt 2 bis 4 bezeichneten Verſicherung unter⸗ 
liegt, wird gleichfalls der Arbeitsloſenverſicherung gemäß dieſer 
Verordnung unterliegen, ein Angeſtellter dagegen, der ber ent⸗ 
jprechenden Verſicherung auf Grund der Vorſchriften über die 
Arbeiter unterliegt, unterliegt der Arbeitsloſenverſicherung ge⸗ 
mäß dem Gelege vom 18. Juli 1924 über die Arbeitzloſenver⸗ 
ſicherung (Dz. U. R. P. Nr. 67, Pol, 650.) 

Das Inſtitut, das die Arbeitsloſenverſicherung übernimmt, 
rechnet der betreffenden Perſon für dieſe Verſicherung die ganze 
Zeit an, die in dem vorigen Inſtitut während des letzten Jahres 
angerechnet worden iſt, ſofern die betreffende Perſon in dieſem 
Jahre keine Arbeitsloſenunterſtützung bezogen hut — und emp⸗ 
fängt hierfür von dem vorigen Inſtitut die ihr für die vorge⸗ 
nannte Zeit zuſtehende Summe der Beiträge, vermindert um 
5 Prozent mit Verzinſung nach dem techniſchen Zinsfuß; zu 
obiger Summe werden etwaige Staatszuſchüſſe nicht zugerechnet. 

Falls eine Perſon, die Leiſtungen bezogen hat, ohne die 
ganze Unterſtützungszeit auszunutzen, wird der Teil der oben 
bezeichneten Beiträge überwieſen, der ſich aus dem Vergleich 
des Verhältmiſſes des Zeitraums, durch den die Perſon von den 
Unterſtützungen noch hätte Gebrauch machen können, mit dem 
vollen Unterſtützungszeitraum ergibt; in demſelben Verhältnis 
rechnet das übernehmende Inſtitut die von dem vorigen Inſtitut 
angerechnete Zeit an. 


Art. 120. Bei Uebergang einer bei der Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsanſtalt zwangsverſicherten Perſon in einen Dienſt, der 
die Befreiung von der Verſicherungspflicht gemäß Art. 5 Punkt 5 
und 6 rechtſertigt, überweiſt die letzte zuſtändige Anſtalt dem 
Inſtitut, in dem dee Verſicherte den Dienft übernimmt, alle 
Beiträge für die der Anrechnung gemäß Art. 9, 111 und 112 
unterliegenden Monate, vermindert um 5 Prozent, mit den 
Zinſen nach dem techniſchen Zinsſuß. 

Bei Uebergang eines Angeſtellten aus dem im erſten Abſatz 
bezeichneten Dienſt zu einer nach dieſer Verordnung verſiche⸗ 
rungpflichtigen Tätigkeit, laſtet auf dem betreffenden Inſtitut 
die Pflicht, der Angeſtellrenverſicherungsanſtult einen 8⸗prozen⸗ 
tigen Beitrag vom Grundgehalt zu überweiſen, das dem jedes- 
maligen Monatsgehalt des Angeſtellten während ſeines Dienſtes 
in dieſem Inſtitut, das die Befreiung von der in Art. 1 Punkt 
2 bis 4 bezeichneten Verſicherungspflicht begründet, entſpricht 
mit Verzinſung nach dem techniſchen Zinsfuß der Anſtalt; ſind 
früher von der Anſtalt für den betreffenden Angeſtellten Bei⸗ 
träge gemäß Abſ. 1 bezogen worden, laſtet auf dem betrefſen⸗ 

un Inftitut außerdem die Pflicht zur Rückerſtattung der emp⸗ 
fangenen Summe mit derſelben Verzinsung. 

Die Angeſtelltenverſicherungsanſtalt rechnet dem Angeſtell⸗ 
ten die Dienſtzeit, für die der Anſtalt die gemäß dem vorigen 
Abſatz berechneten Beiträge überwieſen worden ſind, ganz an. 

Eine rechtskräftige Herabſetzung der Penſionsanſprüche der 
in Art. 5. P. 5 und 6 angeführten Angeſtellten, im Disziplinar⸗ 
wege vermindert im entſprechenden Verhältnis die Höhe des zu 
überweiſenden Beitrags und die Anzahl der der Anrechnung 
unterliegenden Beitragsmonate. 

Einzelvorſchriſten bezüglich der Ausführung der Beſtim⸗ 
mungen dieſes Artikels erläßt der Miniſterrat auf Antrug des 
Miniſters für Arbeit und foziale Fürfſorge. 

Art. 121. In allen in Art. 118 bis 120 
Fällen muß die geſchuldete Summe 
Monats, nach Anmeldung des Anſpruchs 
Inſtitut überwieſen werden. 

Gleichzeitig mit der Ueberweiſung des Betrages ſind die 
Berechnung der Höhe derſelben ſowie alle erforderlichen Angaben 
und Urkunden zu überſenden. 

Die Höhe des jedesmaligen techniſchen Zinsſußes 
der Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge 
Polski“ bekannt. 


31. Schadenerſatzanſpruch der Angeſtelltenverſicherungsauſtalt. 

Art. 122. Ein Anſpruch auf Entſchädigung gegenüber 
dritten Perſonen, der den zu Leiſtungen aus der Angeſtellten⸗ 
verſicherungsanſtalt infolge Eintretens der Berufsunfähigkeit 
oder infolge Todes der Verſicherten zuſteht, geht auf die Anſtalt 
über bis zur Höhe der von ihm zuſtehenden Leiſtungen oder 


erwähnten 
innerhalb eines 
durch das berechtigte 


macht 
im „Monitor 


deren nach den für 


die Anſtalt geltenden Grundfätzen kapita⸗ 
liſierten Wert. : 


32. Das Verfahren bei Leitungen. 

Art. 123. Die Anſprüche auf Leiſtungen wegen Arbeil;- 
loſigkeit ſowie auf Leiſtungen, die abhängig ſind von der Un⸗ 
fähigkeit zur Ausübung des Berufs, find in der Sozialverſiche⸗ 
rungskaſſe anzumelden, die in dem Gebiet tätig iſt, in dem ſich 
der Wohnort der berechtigten Perſon befindet. 

Wer einen Anſpruch auf Leiſtungen wegen Arbeitsloſigkeit 
erhebt, iſt verpflichtet nachzuweiſen, daß er den Vorſchriften be⸗ 
züglich Regiſtrierung und Kontrolle der Arbeitsloſen Genſige 
geleiſtet hat; dieſe Vorſchriften erläßt der Miniſter für Arbeit 
und ſoziale Fürſorge auf dem Verordnungswege. 

Einem die Beſchäftigung aufgebenden Angeſtellten muß 
der Arbeitgeber eine Beſcheinigung ausſtellen, die die Zeit, den 
Charakter der Beſchäftigung des betreffenden Angeſteillten bei 
dieſem Arbeitgeber, den Tag und die Urſache der Aufgabe der 
Beſchäftigung, ſowie die Höhe der ausgezahlten Abfindung oder 
Entſchädigung nach dem in der in Abſ. 2 vorgeſehenen Ver⸗ 
ordung engeführten Muſter beſtätigt. 

Art. 124. Wer einen Anſpruch auf Leiſtungen wegen 
Berufsunfähigkeit erhebt, den unterſucht der von der Angeſtell⸗ 
tenverſicherungsanſtalt beſtimmte Arzt der Sozialverſicherungs⸗ 
kaſſe. und die Kaffe fügt das nach dem von der Angeſtellten⸗ 
verſicherungsanſtalt feſtgeſetzten Muſter ausgeſtellte Geſundheits⸗ 
zeugnis den Alilagen der Anmeldung bei und ſchickt es an Die: 
jenige Verficherungsanſtalt, in der der Antragſteller zuletzt be⸗ 
chäftigt geweſen ift. Dieſe Anſtalt haftet für die dem Ver⸗ 
ſicherten im Verhältnis zu der Geſamtzahl der Beitragsmonate 
zuſtehenden Rechte, die der Anrechnung für die Verſicherung 
Unterliegen. 

Die Koſten der ärztlichen Unterſuchung trägt der Autrag⸗ 
ſteller unter Vorbehalt ihrer Erſtattung durch die Anſtalt, falls 
Leiſtungen zuerkannt werden. 

Falls die Angeſtelltenverſicherungsanſtalt mit dem Kaſſen⸗ 
arzt nicht zu einer Verſtändigung kommen ſollte, iſt ſie ver⸗ 
pflichtet, mit einem anderen Arzt einen entſprechenden Vertrag 
abzuſchließen. 

Unabhängig hiervon ſteht der Angeſtellterwerſicherungs⸗ 
anſtalt das Recht zu, eine neue Unterſuchung durch einen 
a Arzt anzuordnen, ſowie genauere Unterſuchungen ein⸗ 
zuleiten. 8 

Falls die Entſcheidungen des Arztes der Soziaſperſiche⸗ 
rungskaſſe und des von der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt zur 
Vornahme einer erneuten Unterſuchung berufenen Arztes oder 
das durch den Antragſteller beigefügte Gutachten ſeines ihn 
beljandeinden Vertrauendarztes, miteinander im Widerſpruch 
ſtehen, iſt das Gutachten des Wojewodſchaftsgeſundheitsamtes 
am Sitze der Anſtalt maßgebend, gegen Erſtattung der Koſten 
von Seiten der Anſtalt in der vom Miniſter für Arbeit und 
ſoziale Fürſorge mit Einverſtändnis des Innenminiſters ſeſt⸗ 
geſetzten Höhe. 

Art. 125. Bon jedem Unglücksfall, der vorausſichtlich die 
Berufsunfähigkeit für eine längere Zeit als für die Soztalver- 
ſicherungskaſſe ärztliche Hilfe gewährt, nach ſich zieht oder den 
Tod des Angeſtellten zur Folge hat, muß die zuſtändige 
Sozialverſicherungskaſſe unverzüglich nach Empfang der Unfall⸗ 
meldung eine Benachrichtigung an die Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
anftalt ſenden. 

Art. 126. Im Falle des Todes einer zu Leiſtungen ber ch⸗ 
tigten Perſon nach Anmeldung ihrer Anſprüche geht das Recht 
zum Empfang der bis zum Tode des Berechtigten ſäb sen 
Summen auſ deſſen rechtmäßigen Erben über. 

Dieſe Perſonen haben das Recht, das noch nicht beendete 
Verfahren zur Feſtſtellung der Leiſtungen fortzuſetzen. 

Art. 127. Wenn ein Anſpruch auf Invalidenrente wegen 
Fehlens der Berufsunhähigkeit im Sinne des Art. 22 Abf. 2 
und 3 von der Anſtalt abgelehnt worden iſt, kann derſelbe 
Anſpruch vor Ablauf eines Jahres von der Ablehnung nur dann 
neu angemeldet werden, wenn in dem Geſundheitszuſtaud eine 
durch ärztliches Zeugnis (Art. 124) nachgewieſene, weſentliche 
Aenderung eingetreten iſt. 

Das Fehlen eines derartigen ärztlichen Zeugniſſes ermäch⸗ 
tigt die Rentenkommiſſion zu erneuter Ablehnung des ange⸗ 
meldeten Anſpruchs. Gegen einen derartigen Beſchluß ſtehen 
keinerlei Rechtsmittel zu. 

Art. 128. Die Sozialverſicherungskaſſe legt in möglichſt 
kurzer Zeit der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt für Geiſtesarbei⸗ 


ter die mit den erforderlichen Nachweiſen verſehenen Anmel⸗ 
dungen vor, zuſammen mit etwaigen eigenen Bemerkungen, 
bezw. mit dem Material der Unterſuchungen, deren Durch⸗ 


führung ſie als angezeigt gehalten hat. 


Drüdeberger 


kann es iber geben, nur nicht im D. H. VB., wenn 
es durch Teilnahme an unſerer öffentlichen Kund⸗ 
gebung und an der Jahreshauptverſammlung 
am 25. März 1928 (ſiehe Einladung auf der 
erſten Seite) gilt, Stärke und Kraft unſerer 
Bewegung in der Oeffentlichkeit zu zeigen. 


— — — . —— — n — — 

Art. 129. Die Entſcheidungen der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rungsanſtalt in Sachen: der Zuſprechung, Ablehnung, Ein⸗ 
ſtellung oder des Verluſtes bon Leiſtungen müſſen den Betei⸗ 
ligten ſchriftlich zugeſtellt werden und follen eine Berechnung 
der zugeſprochenen Leiſtungen bezw. die Angabe der Gründe 
ihrer Ablehnung, Einſtellung oder ihres Verluſtes, ſowie eine 
Belehrung über die Rechtsmittel enthalten. 


33. Enfiheidung von Sfreifigfeilen. : 

Art. 130. Streitigkeiten zwiſchen Arbeigebern, Verſicher⸗ 
ten oder Leiſtungsempſängern einerſeits und der Angeſtellten⸗ 
verſicherungsanſtalt andererſeits wegen der aus dieſer Verord⸗ 
nung zuſtehenden Anſprüche, entſcheiden beſondere Organe. Die 
Verfaſſung dieſer Organe und das Verfahren vor denſelben 
beſtimmt ein beſonderes Geſetz. 

Art. 131. Streitigkeiten zwiſchen den Angeſtelltenverſiche⸗ 
rungsanftalten ſowie Streitigkeiten zwiſchen den einzelnen An⸗ 
ſtalten und deren Verband der Angeſtelltenverſicherungsanſtalten, 
die ſich auf Grund der Beſtimmungen dieſer Verordnung er⸗ 
geben, entſcheidet endgültig der Miniſter für Arbeit und ſoziale 
Fürſorge. b 


K:. u. 


34. Nichtigkeit von Verträgen. 


Art. 132. Ein Verzicht auf die aus dieſer Verordnung 
hervorgehenden Berechligungen iſt ungültig. 

Ungültig find Verkräge, die auf eine Beſchrliukung dieſer 
Anſprüche zum Nuchleil der Angeſtellten abzielen. 


35. Mitwirkung der ſtaatlichen Behörden und Wemter ſawie 
der Selbſlverwallungsbehörden. ö 

Art. 133. Die ſtaatlichen und kommunalen Behörden und 
Aemter müſſen nach Möglichkeit den in dieſer Verordnung vor⸗ 
geſehenen Verſicherungsinſtituten Hilfe leiſten. 

Die Angeſtelltenverſicherungsanſtall t das Recht, zur 
Arbeitsloſenkontrolle die Hilfe der Arbeitsvermittſungs⸗ und 
Gemeindeämter in Anſpruch zu nehmen. 

Iſt die der Anſtalt bei Ausführung ihrer Aufgaben gelei⸗ 
ſtete Hilfe mit einer Perſonalvergrößerung des betreffenden 
Inſtituts verbunden, jo iſt die Anſtalt zur Erſtaltung der ver⸗ 
urfachten Ausgaben in vereinbarter Höhe verpflichtet; Streitig⸗ 
keiten bezüglich der Höhe der zu erſtattenden Ausgaben ent⸗ 
ſcheidet der Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge, eventuell 
unter Verſtändigung mit dem beteiligten Miniſter. 


36. Stkrafbeſtimmungen. 


Art. 134. Die Arbeilgeber, Angeſtellkten und Leiſtungs⸗ 
bezieher, die in den durch dieſe Verordnung oder die Satzungen 
der Anſtall vorgeſchriebenen Anmeldungen bez. Liſten und 
Beſcheinigungen kakſächlich unwahre Angaben machen oder un 
wahre Erklärungen abgeben oder überhaupt die Erleilung von 
Aufllärungen krotz der geltenden Vorſchriflen ablehnen, unler⸗ 
liegen einer Geldſtrafe bis zu 1000, — Zloty, bei Unmöglichkeil 
der Einziehung einer Arreſkſtrafe bis zu ſechs Wochen. 

Art. 135. Die in Ark. 134 angeführlen Perſonen, die die 
vorgeſchriebenen Liſten, Anmeldungen oder Beſcheinigungen in 
der vorgeſchrichenen Friſt nichl eingereicht haben, unſerliegen 
einer Geldftrafe bis zu 500, — Zloly, an ihrer Stelle bei Un- 
möglichkeit der Einziehung einer Arreſtſtrafe bis zu drei Wochen. 

Art. 136. Einer Geldſtrafe bis zu 500 Zloln oder bei 
Uneigziehbarkeil einer Arreftſtrafe bis zu drei Wochen unter- 
liegen die Arbeilgeber, die ihren Angeſtellken bei der Gehalts- 
zahlung vorſützlich here Beträge abziehen, als nach dieſer Ver⸗ 
ordnung 3130.10 

Art. 137. angebe, die ohne gerechtfertigte Gründe 
ihren Angestellten bie Uebernahme oder Ausführung von Tätig: 
keiten als Mitglied der Behörden oder Organe einer Anſtalt 
oder des Verbandes der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt un⸗ 
möglich machen, unterliegen einer Geldſtrafe bis zu 500 Zloty 
bei Uneinziehbarkeit einer Arreſtſtrafe bis zu drei Wochen. 

Art. 138. Perſonen, die zweimal wegen der in Art. 134 
bis 137 vorgeſehenen Vergehen verurteilt worden find, können 
bei weiterer Verletzung dieſer Vorſchriften e von der 


aufſicht. 


in den vorhergehenden Artikeln vorgeſehenen Geldstrafe, auch 
einer Arreſtrafe unterliegen, die nicht höher iſt, als die in der 
diesbezüglichen Vorſchrift bei Uneinziehbarkeit der Geldftafe 


vorgeſehene. 

Art. 139. Wer widerrechtlich Angaben, bie ſich auf Krank⸗ 
heilen oder andere Fehler der verſicherten Perſonen oder deren 
Urſachen beziehen, oder Betriebsgeheimniſſe, die ihm in ſeiner 
Eigenſchaft als: 

1.) Mitglied der Behörden bezw. Organe oder als Ange⸗ 
ſtellter der Verſicherungsanſtalt oder der Sozialverſicherungskaſſe, 

2.) Mitglied der in Art. 130 vorgeſehenen Spezialorgane, 
— zur Kenntnis gekommen ſind, verbreitet oder für andere als 
in dieſer Verordnung beſtimmte Zwecke verwendet, unterliegt 
einer Geldſtraſe bis zu 2 000,.— Zloty und einer Arreſtſtrafe 
bis zu ſechs Wochen oder einer diefer Strafen. 

Die Einziehung erfolgt auf Antrag des Geſchädigten oder 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 

Art. 140. Ju den Fällen, wo dieſe Verordnung zur Be⸗ 
ſtrafung des Arbeitgebers berechligk, iſt ihm gieich zu erachlen 
eine Perſon, die im Namen einer ſuriſtiſchen Perſon das Recht 
und die Pflicht zur Ausübung der gemäß dieſer Verordnung 
auf den Arbeitsgeber luſtenden Tätigkeiten hal. Falls der Ar⸗ 
beitgeber zu Rechishandlungen unfähig iſt oder eine beſchränkte 
Fähigkeit zu Rechtshandlungen hat, lrägt die Berankworllichkeit 
ſein geſetzlicher Berfrefer. 

Falls ein Arbeiigeber dem Leiter des Unternehmens bezw. 
einzelnen feiner Angeſtelllen die Ausübung der für ihn aus 
dieſer Verordnung hervorgehenden Verpflichlungen überträgt, To 
unkerliegen dieſe Perſonen gleichfalls wegen Verietzung der Be 
ſtimmungen dieſer Verordnung und der darin vorgeſehenen 
Strafe. Neben ihnen unterliegt auch der Arbeitgeber der 
Sitaje, falls die Ueberkrelung mil ſeinem Wiſfen erſoigk ift. 

Falls der Leiter einer ſtagtlichen oder unter ſtaatlicher Lei⸗ 
tung beſindlichen Arbeitsanſtalt in einem öffentlichrechtlichen 
Dienſtverhältnis bleibt, unterliegt er wegen Uebertrekung der 
Art. 134 bis 137 der Beſtrafung einer im Wege des infolge 
einer Meldung an die vorgeſetzte Behörde eingeleiteten Diszipli⸗ 
narverfahrens. 

Die in dem vorigen 155 angeführten Perſonen unter- 
liegen bei Bezeichnung des dort angegebenen Vergehens nach 
zweimaliger disziplinariſcher Beſtrafung der in Art. 138 vor⸗ 
geſehenen, durch die Amtsgerichte (Friedens⸗) verhängten Strafe. 

Art. 141. Die in Art. 134 bis 138 vorgeſehenen Strafen 
verhängt die Kreisbehörde der Allgemeinverwaltung: 

1) auf Antrag einer Angeſtelltenverſicherunganſtalt 
einer Sozialverſicherungskaſſe, 

2) auf Antrag des Geſchädigten. 

Gegen eine von der Kreisbehörde der Allgemeinverwaltung 
verhängte Straſentſcheidung kann innerhalb von 7 Tagen nach 
Zuſtellung der Entſcheidung zu Händen dieſer Behörde der 
Antrag der Ueberweiſung der Sache an das zuſtändige Amts⸗ 
gericht (Friedensgericht) geſtellt werden, das nach den in der 
1. Gerichtsinſtanz geltenden Borſchriften des Verfahrens vor⸗ 
geht. Ein in 2. Inſtanz gefälltes Urteil eines Landgerichtes iſt 
rechtskräftig. 

Auf dem Gebiet, wo das Strafgeſetzbuch von 1877 Gel⸗ 
tung hat, werden die Vorſchriften über die polizeilichen Straf⸗ 
verordnungen angewandt. 

Zur Aburteilung der in Art. 139 vorgeſehenen Fälle ſind 
die Amtsgerichte (Friedensgerichte) berufen. 

Art. 142. Die auf Grund dieſer Verordnung erkannten 
und eingezogenen Geldſtrafen fließen der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rungsanſtalt zu. 

Art. 143. Falls eine der in dieſer Verordnung vorgeſehenen 
Handlungen nach anderen Geſetzen einer ſtrengen Strafe unter⸗ 
liegt, iſt die Strafe nach dieſen Geſetzen zu bemeſſen. 

Die in dieſer Verordnung vorgeſehenen Vergehen verjähren 
nach Ablauf von drei Jahren nach ihrer Verübung. 

37. Die ſtaakliche Aufſichl. 

Art. 144. Die Angeſtelltenverſicherungsanſtalten 
Verband der Verſicherungsanſtalten 
Miniſter für Arbeit 


bezw. 


und der 
unterliegen der von dem 
und ſoziale Fürſorge ausgeübten Staats: 


1 
Der Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge hat das 
Recht, die Wirtſchaft der Anſtalt bezw. des Verbandes einer 
Reviſion zu unterziehen und einen Vertreter zu den Sitzungen 
der Behörden bezw. Organe der Anſtalt bezw. des Verbandes 
zu entſenden. 0 
Der Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge ir für die 
Erteilung von Beſtätigungen in allen Fällen zuſtändig. in 
denen gemäß dleſer Verordnung die Beſtätigung von Seiten 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde erforderlich iſt. 


Der Munter fir Arbeu und ſoziale Fürſorge hat das 
Recht, einzelne oder alle Behörden und Organe einer Anſtalt 
bezw. des Verbandes in folgenden Fällen aufzulöſen: 


1. bei Verletzung der geltenden Geſetze, Verordnungen oder 
der Satzungen, 3 

2. bei einer für das Inſtitut ſchädlichen Wirtſchaft, 

3. bei Nichtausführung der Anordnungen der Aufſich's⸗ 
behörde, i 

4. bei Unfähigkeit der Behörden und Organe zur Konſti⸗ 


tuierung oder zur Erfüllung der Aufgaben, zu denen ſie 
berufen find, 

Im Falle der Auflöſung einer Behörde oder eines Organs 
emer Anſtalt bezw. des Verbandes der Verſicherungsanſtalten 
kann der Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürforge einem 
Regierungstommiſſar die vorläufige Führung der Tätigkeil der 
aufgelöften Behörde oder dez aufgelöſten Organs mit der Ver⸗ 
pflichtung übertragen, innerhalb non 6 Monaten nach der Auf⸗ 
löſung Anordnungen zwecks Durchführung von Neuwahlen zu 
treffen. 

38. Uebergangsvorſchriflen. 

Art. 145. Perſonen, die gemäß dieſer Verordnung pflicht⸗ 
verſichert find, und vorher gemäß den Geſetzen über die Ver⸗ 
ſicherung der Privatangeſtellten (Beamten), die vor Inkraft⸗ 
treten dicſer Verordnung im Gebiet der Wojewodſchaft: Poſen, 
Ponimerellen, Schleſien, Krakau, Lemberg, Stanislau und 
Tarnopol gültig waren, pilichtverfichert waren, ſowie Perſonen, 
die auf Grund obiger Geſctze Renten beziehen, erwerben für den 
gemäß dieſem Geſetz anrechenbaren Zeitraum die in dieſer Ver⸗ 
ordnung vorgeſehenen Penſionsleiftungen in der Höhe und unter 
den Bedingungen, die durch dieſe Verordnung geregelt ſind, 
vorbehaltlich der Beſtimmungen der Art. 146, 147 und 148. 

In den in Art. 120 vorgeſehenen Fällen werden die 
Beiträge gemäß den in Ablag 1 angegebenen Geſetzen auch für 
die Verſicherungszeit bezw. die Dienſtzeit überwieſen, der 
gemäß dieſen Gefetzen die Befreiung von der Verſicherung bes 
gründet. i 

Art. 146. Den gemäß dem Geſetz vom 20. Dezember 1911 
über die Verſicherung der Privalangeſtelllen in den Klaſſen A 
bis J bezw. 1 bis 9 verſicherten Perſonen, wird der gemüß 
dieſem Geſetz anrechenbare Verſicherungszeilraum in der enf- 
ſprechenden Berdlenſigruppe von A bis 3 dieſer Verordnung an- 
grechnet, den Perſonen, die in den früheren Klaſſen & bis B 
oder 10 bis 24 verſicherk waren, in der Verdienſtgruppe J dieſer 
Verordnung. 

Den Perſonen, die gemäß dem Geſetz vom 16. Dezember 
1926 über die Penſionsperſicherung von Priwatangeſtellten und 
einigen Augeſtellten im öfſentlichen Dienſt verſichert ſind, wird 
der gemäß dieſem Geſetz anrechenbare Verſicherungszeitraum in 
der entſprechenden Verdienſtgruppe dieſer Verordnung angerechnet; 
die entſprechende Gruppe wird nach der Entſchäd' gung feſtgeſetzt, 
die ſo berechnet wird, als ob die für den betroffenden Ver⸗ 
ſicherungszeitraum gemäß den vor Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung geltenden Vorſchriften anrechenbaren Beiträge 8 Proz. 
ihrer Grundberechnung auzmachten. 

Art. 147. Auf die Perſonen, deren Verficherungspflicht vor 
Inkrafttreten dieſer Verordnung erloſchen iſt, werden bei Ent⸗ 
ſtehen dieſer Pflicht nach dieſem Termin die Beſtimmungen des 
Art. 113 inſoweit angewandt, ſoweit nicht die diesbezüglichen 
Beftimmungen der Geſetze, gemäß welchen dieſe Perſonen vor⸗ 
her verficheri waren, für dieſelben günſtiger find. In dieſem 
letzteren Fall werden die betreffenden Vorſchriften der vorher⸗ 
gehenden Geſetze angewandt. 0 

Der Miniſter ſür Mrbeit und foztale Fürſorge beſtimmt auf 
dem Verordnungswege, in welchen Ausnahmefällen und unter 
welchen Bedingungen die früher erworbenen Antwartſchaften 
den Perſonen wieder zurückgegeben werden können, die dieſelben 
gemäß den Vorſchriften der in Art. 145 angegebenen Geſetze 
infolge einer Unterbrechung in der Verficherung verloren hatten. 

Art. 148. Die Perſonen, deren Verſicherungspflicht bezw. 
deren freiwillige Fortſetzung der Verſicherung gemäß den im 
Art. 145 bezeichneten Geſetzen vor dem Tage den Inkrafttretens 
dieſer Verordnung erloſchen und nicht nach Inkrafttreten dieſer 
Verordnung entſtanden iſt, erwerben die Vorrechte auf die 
Penſionsleiſtungen unter Anwendung der Vorſchriften der Ark. 
145 und 146: außerdem werden auf ſie die Vorſchriften der Ge⸗ 
ſetze angewandt, nach denen ſie verfichert waren. 

Desgleichen erwerben die Perſonen, denen Leiſtungen ge⸗ 
mäß den bisherigen Geſetzen überhaupt nicht oder nicht zuge⸗ 
ſtanden haben infolge von Umſtänden, die ihnen gemäß dieſer 
Verordnung das Recht auf dieſe Leiſtungen nicht nehmen, das 
Recht auf dieſe Leiſtungen dieſer Verordnung dor dem Tage 
Der Inkrafliretens dieſer Verordnung an. 


Raufmannsjugend! 
ra Ten 


— 
Auch Dir gilt die Einladung zur Kundgebung 
und Jahreshauptverſammlung am 25. März 
1928 (ſi he erſte Seite). Eure Führer er⸗ 
warten Euch alle. Kommt geſchloſſen! Für 
jeden iſt die Teilnahme von Nutzen. 


— 

Falls zur Aufrechterhaltung von nach den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen erlangten Rechten die Gebühren eingezahlt ſind, werden 
die bis zur Zeit des Aufhörens der Pflichtverſicherung oder 
freiwillig ſortgeſetzten Verſicherung erlangten Anwariſchaſten be: 
rückſichtigt. 

Art. 149. Den in den Art. 145 und 148 erwähnten Per⸗ 
fonen ſteht das Recht auf die gemäß Art. 145, 145 und 148 er⸗ 
höhten Leiſtungen ſaweit zu, als das nach dieſer Verordnung 
zuſtändige Inſtitut eine nach den die Angeſtellten⸗Verſicherungs⸗ 
anſtalt verpflichtenden, verſicherungstechniſchen Grundſätzen aus⸗ 
reichende Deckung erhält; andernfalls haben fie nur das Recht 
auf Erhohung der Anrechte nur im Verhältnis zur beſtehenden 
Deckung. 5 

Dieſen Perſonen ſtehen in jedem Fall Anſprüche auf Lei⸗ 
ſtungen zu, die nicht niedriger ſind als die Leiſtungen, die ihnen 
zuſtehen würden von dem zuſtändigen allgemeinen Verſicherungs⸗ 
inſtitut nach dem Geſetz, das vor Inkrafttreten dieſer Verordnung 
Anwendung fand. 

Art. 150. Die Rechte und Pflichten der Jintitute, die ge⸗ 
mäß den beirefſeuden Geſetzen Erſatzverſicherungen für Ange⸗ 
ſtellle führen, die der Verſicherungspflicht vor Inkrafttreten 
dieſer Verordnung unterlogen auf Grund der in Art. 145 be⸗ 
zeichneten Geſetze, gehen unit den unter angegebenen Vorbehalten 
auf die zuſtändige Angeſtellten-Verſicherungzanſtalt über; dieſe 
Juſtitute überweiſen dieſer Anſtalt die Akten und Urkunden, die 
mit der Erſatz⸗Verficherung der oben bezeichneten Angeſtellten 
in Verbindung ſtehen. ; 

Die Augeſtellten⸗Verſicherungsanſtalt trägt gegenüber den 
zur Verſicherung übernommenen Perſonen die Haſtung für ihre 
in der Erſatzverſicherung erworbenen Vorrechte in der Höhe und 
zu den Bedingungen, die ihnen gemäß den Beſtimmungen 
der Art. 145 und 149 zuſtehen würden, falls ſie einem allge⸗ 
meinen Verſicherungsinſtitut verſichert geweſen wären, das zur 
Durchführung der Pflichtwerſicherung gemäß dem betreffenden 
Geſetze gebildet worden wäre. 

Für Leiſtungen, die höher ſind, als die in dem vorher⸗ 
gehenden Abſatz bezeichneten, haftet die Anſtalt ausſchließlich 
nach der Maßgabe der dafür erlangten Deckung (Art. 152), 

Art. 151. Die Beſtimmungen des Art. 150 Abſ. 2 und 3 
werden auch auf die in Erſatzinſtituten verſicherten »Perſonen 
angewandt, deren Sitz ſich außerhalb der gegenwärtigen Grenzen 
der poluiſchen Staats befunden haben, falls die betrefſende Per⸗ 
fon bei Gründung der entſprechenden Anſtalt (Art. 165 Abſ. 1) 
innerhalb des polnſchen Staates gewohnt hat, die polniſche 
Staatsangehörigkeit beſeſſen hat, ſowie in einer dieſer Anſtalten 
pflichtverſichert war. wieje Anſtalt berückſichtigt die Zeit der 
Erſatz⸗Verficherung der obigen Perſonen bei Feſtſetzung der 
Deckung, die fie gemäß Art. 149 überweiſen ſoll, in der Weiſe 
als wenn dieſe Zeit in dieſer Anſtalt zurückgelegt worden wäre. 
Die bis zum Tage den Inkrafttretens dieſer Verordnung auf 
Leiſtungen angezahlten Vorſchüſſe auf die Leiſtungen aus der 
Erſatzverſicherung unterliegen nicht der Rückzahlung. 

Der Miniſterrat beſtimmt im Verordnungswege auf Antrag 
des Mimniſters für Arbeit und ſoziale Fürſorge Ausnahmen von 
den Beſtimmungen des vorhergehenden Abſatzes zugunſten von 
Rückwonderern. 

Alle zugunſten der in den vorhergehenden Abſätzen ange: 
jührten Perſonen vom Staal auf dem Wege internationaler 
Konvention erlangten Entſchädigungen werden an die zuſtändige 
Angeſtellten⸗Berficherungsanſtalt überwieſen. 

Der zuständigen Anſtalt ſteht das Recht zu, unmittelbar 
von den inländiſchen Filialen derjenigen ausländiſchen Unter⸗ 
nehmen, die dus Recht zum Abſchluß von Erſatz⸗Verträgen mit 
ihren Angeſtellten hatten, die Prämienreſerven zu verlangen, die 
den Berechtigungen eniſprechen, die gemäß den Beſtimmungen 
des Erſotz⸗Vertrages von den in dieſem Arkikel angeführten 
Perſonen erworben worden find, f 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels beſchränken nicht die 
aus den Akten des internationalen Rechts hervorgehenden gün⸗ 
ſtigeren Rechte. 


Feder einzelne Kollege und Mitarbeiter 


im D. H. V. kann feinen Berufsverband immer 
weiter ausbauen helfen, wenn er die Unorgani⸗ 
ſierten ſeines Bekanntenkreiſes und in feiner 
Arbeitsſtelle für den D. H. V. gewinnt. 


— 

Art. 152. Der Alngeſtellten⸗Verſicheruagsauſtalt zahlen die 
in Art 100 ere ſührlen Inftitute außer dem Wert der baren 
Kapitalleiſtungen die Prämienreſerven, die auf Grund der 
Satzungen dieſer Inſtitute anzuſammeln waren zur Deckung der 
Anſprüche auf künftige Leiſtungen, die dem in dem Erſatzinſtitut 
Pflichtoerſicherten zuſtehen Falls jedoch die zuſtändige allge⸗ 
meine Verſicherungsanſtalt (Art 165, Abſ 1) bei Inkrafttreten 
dieſer Verordnung nur eine teilweiſe Deckung der Prömienrefer- 
ven beſitzt, ſind die Erſatzverſicherungsinſtitute verpflichtet, die in 
deinſelben Verhältnis zu den ſatzungsgemäß erforderlichen Re⸗ 
jerven ermäßigten Prämienreſerven einzuzahlen, jedoch mit dem 
Vorbehalt, daß, falls das beſeſſene Vermögen den Kapitalwert 
der Barleiſtungen ſowie die in dem oben bezeichnetetn Verhältnis 
herabgeſetzten Prämienreſerven überſteigt, das tatſächliche Ver⸗ 
mögen zu überweiſen iſt. N 

Falls die Geldmittel der Erſatz-⸗Inſtitute die gemäß Abſatz 1 
erſorderſiche Höhe nicht erreichen und der Arbeitgeber die Pflicht 
der Ergänzung der Reſerven auf ſich genommen hat, erwirbt die 
Angeſtellten⸗Verſicherungsanſtalt den Anſpruch auf Ergänzung 
der Reſerven umnitteibar von dem Arbeitgeber. 

Die Verſicherungsanſtalt kann die Rentenzahlung innerhalb 
vor 10 Jahren nach Inkrafttreten dieſer Verordnung der Schuld 
aus obigem Recht mit Verzinſung nach dem techniſchen Zinsfuß 
der Anftait geſtatten. Ein dem Arbeitgeber in Bzug auf das li⸗ 
quidierte Verſicherungsinſtitut zuſtehender längerer Abzahlungs⸗ 
zeitraum bleibt in Kraſt, falls der Schuldbetrag nicht auf Grund 
der Veflimmung des Abf. 1 oder auf Grund des Art. 153 herab⸗ 
geſetzt worden iſt; bei Herabſetzung des Schuldbetrages gemäß 
dieſen Vorſchriften unterliegt die Abzahlungszeit einer entſprechen— 
en verhältnismäßigen Kürzung. 

Die Gebühren aus obigem Recht werden auf die für die Mel: 
träge vorgeſehene Weiſe eingezogen. 

Ar: 153. Falli den im Erſatzinſtitut⸗Verſicherten (Art. 150) 
gen:äß den Satzungen das Recht auf günſtigere Leiſtungen zuſteht 
als in dieſer Verordnung vorgeſehen, ſo überweiſt dieſes Inſtitut 
der zuſtöndigen Verſicherungsanſtalt die nach den Rechnungs⸗ 
Grunbſätzen der Verſicherungsanſtalt feſtgeſetzte Deckung der in 
Art. 150, Aſ. 2 bezeichneten Leiſtungen, behält jedoch den Ueber⸗ 
ſchuß der eigenen Fonds bezw. der dem Inſtitut an die Arbeit⸗ 
geber zuſtehenen Anſprüche zurück, falls es auf Grund eines 
Privatbertrages mit den betreffenden Arbeitgebern und Ver⸗ 
ſicherten den Verſicherten die künftige Nutznießung des Unter⸗ 
ſchiedes zwiſchen den gemäß dieſer Verordnung zuſtehenden 
und den aus den Satzungen des betreffenden Inſtituts hervor⸗ 
gehenden Leiſtungen ſichert. ö 

Ein Erſatz⸗Inſtitut, das die Verſicherung von Angeſtellten 
nur bei emem Arbeitgeber durchführt, überweiſt den oben be⸗ 
zeichneten Ueberſchuß der vorhandenen Fonds bezw. Anſprüche 
“an den Arbeitgeber, falls dieſer durch einen privatrechtlichen 
Vertrag dem Verſicherten auch weiterhin den in dem vorhergehen⸗ 
den Abſatz bezeichneten Leiſtungsunterſchied ſichert. 

Art. 154. Den Angeſtellten, die gemäß dieſer Verordnung 
der Verſicherungspflicht unterliegen und die auf dem Gebiet der 
Hauptſtabt Warſchau und der Wojewodſchaften: Warſchau, Lodz, 
Kieke, Lublin, Bialyſtok, Wolhynien, Poleſie, Nowogrodek und 
Wilna beſchäftigt werden und Mitglieder von den vor dem 
1. Juli 1926 errichteten Arbeitnehmerpenſionskaſſen find, rechnet 
die Verſicherungsanſtalt für die Verſicherung gemäß dieſer Ver⸗ 
ordnung diejenige Anzahl von Beitragsmonaten an, der gemäß 
den Beſtimmungen der Satzungen der Penſionskaſſe die überwie⸗ 
ſene Prämienreſerve entſpricht. 

Es kann jedoch nur eine Zeit angerechnet werden, die nicht 
länger ift, als die Zeit des latſächlichen Dienſtes, und nicht weiter, 
als bis zun 18. Lebensjahr rückwärts. 

Art. 155. Die Perſonen, die gemäß dem in Art. 145 
erwähnten Gefetze von der Verſicherungpflicht befreit ſind, weil 
ihnen von den Dienſtherren Rechte zugeſichert werden, die den 
Vorſchriften der betreffenden Geſetze genügen, und die nachher 
gemäß dieſer Verordnung wegen Ermangelung der in Art. 5 P. 


5 und 6 angegebenen Befreiungsbedingungen zur Merſicherung 
übergegangen ſind, erwerben das Recht auf Leiſtungen von 


en Angeſtellten⸗Verſicherungsanſtalt gemäß 


Seiten der zuſtändi 
fur die ganze Zeit, die der Anrechnung für 


dieſer Verordnung 


D 


die Penfionsberecdjtigung ſowie die Verſicherung unterliegt. In 


dieſem Falle trägt der Dienſtherr zur Deckung der fälligen Lei⸗ 
ſtungen mit dem Betrage bei, den er der betreffenden Perſon auf 
Grund der Satzungen für die der Anrechnung zur Penſionsbe⸗ 
rechtigung umerliegende Zeit auszahlen müßte. Dieſe Beträge 
überweiſt der Arbeitgeber der Angeſtellten⸗Verſicherungsanſtalt 

Bei ſpäterem Eintreten der in Art 5 P. 5 und 6 angege⸗ 
benen Bedingungen finden die entſprechenden Vorſchriften des 
Act. 120 Anwendung. 

Alt. 156. Die gemäß dieſer Verordnung der Verſicherungs⸗ 
pflicht unterliegenden Perſonen, die im Gebiet der Hauptſtadt 
Warſchou bezw. Art. 154 erwähnten Wojewodſchaſten beſchäſtigt 
find, können Immerhalb von 5 Jahren nach Inkrafttreten dieſer 
Verordnung gegen Bezahlung des Kapitalwert der erlangten 
Rechte die Jahre des vorher tatſächlich durchgemachten Dienſtes 
erwerben, die gemäß den Beſtimmungen dieſer Verordnung die 
Rerfiherungspflicht begründen wird, jeoch nicht weiter als bis 
zum 18. Lebensjahr rückwärts, falls die ärztliche Unterſuchung 
einen mit Rückſicht auf das Alter normalen (geſundheitszuſtand 
ergibt. 5 

Folls alle der Verſicherungspflicht gemäß dieſer Verordnung 
unterliegenden Mitglieder einer vor dem 1. Juli 1926 angelegten 
Verſicherungskaſſe das Recht des Jahrederwerbs gemäß dem vor⸗ 
gehenden Abfatze haben, fällt die Bedingung der ärztlichen 
lichen Unterſuchung fort. 

Arl. 157. Die Grundlage zur Berechnung der Summe für 
den Ankauf früherer Dienſtjahre iſt das Alter und das Entgelt 
des Augeſtelleen im Augenblick des Erwerbs; die Abzahlung des 
Betrages in Raten iſt zuläſſig. 

Falls bei Abzahlung des Betruges in Raten nur ein Teil 
der fälligen Summe entrichtet worden iſt, erfolgt eine ent⸗ 
ſprechende Herabſetzung der erworbenen Dienſtzeit. 

Die aus dem Ankauf der Dienſtjahre hervorgehenden Mechte 
ſind erſt noch Ablauf von 2 Jahren nach Abſchluß des Ankaufs 
nen Cinſluß auf die Höhe der Leiſlungen; falls jedoch die Be⸗ 
ruſsunfahigleit oder der Tod früher eintritt, zahlt die Angeſtellten⸗ 
Verſicherumg sonſtaltdie eingezahlte Summe mit Verzinſung nach 
dem iechniſchen Zinsfuß zurück. 

Die in Art. 16 Abſ. 5 vorgeſehene Wartezeit kaun durch 
den Ankauf der Dienſtjahre nicht verkürzt werben. 

Die genauen Bedingungen des Unfaufe von Dienſtjayren 
ee die Segzungen der Angeſtellten-Verſicherungdanſtalt ent⸗ 

alten 

Art. 188. Perſonen, die vor Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung gemäß dem in Art. 145 bezeichneten Geſetze verſichert 
waren und bei Anwendung derſelben Geſetze weiterhin dieſer 
Berſicherungspflichl unterliegen würden, unterliegen d'eſer Pflicht 
gemäß bieſer Verordnung, auch wenn fie nicht den Beſtimnunigen 
des Art. 3 dieſer Verordnung entſprechen. - 

Der Miniſter für Arbeit und ſoztale Fürſorge beſtimmt mit 

nberſtändnis des Miniſters für Handel und Gewerbe und des 
Miniſters für Religionsbekenntniſſe und öffentliche Aufklärung 
auf dem Verordnungswege die erleichterten Bedingungen, unter 
denen diejenigen Laden⸗ un Buchhandlungsverkäufer und Expe⸗ 
dienten zu Angeſtellten gerechnet werden, die bei Inkrafttreten 
dieſer Verordnung dieſe Tätigkeit ausgeübt haben, jedoch nicht 
die in Art. 3 Punkt 9 bezeichnete Ausbildung beſitzen, und gibt 
die Orte an, in denen mit Rückſicht auf das Nichworhandenſein 
oder die ungenügende Zahl von Fortbildungsſchulen obige erlelch⸗ 
terre Bedingungen noch im Verlauf von 5 Jahren nach Inkroft⸗ 
treten dieſer Verordnung auf die Perſonen angewandt werden, 
die innerhalb dieſer 5 Jahre die oben angegebenen Pflichten über⸗ 
nehmen werden. 

Bis zum Inkrafttreten der in dem vorhergehenden Abſatz 
bezeichneten Verordnung gelten als Angeſtellte alle dieſemgen 
Laden⸗ und Buchhandlunenverkäufer und Expedienten, die auf 
Grund der geltenden Rechtsvorſchriften die Rechte von Angeſtellten 
gehabt haben. N 

Art. 159. Der auf Grund des Geſetzes vom 18. Juli 1924 
geſchaffene Mibeitsiofenfonds (Da. U. R. P. Nr 67, Bol. 650) 
überweiſt die in Art. 6 des Geſetzes vom 28. Oktober 1925 be⸗ 
zeichneten Fonds (Di, U. R. P. Nr. 120, Poſ. 863) an die 
zuſtändigen Angeſtellten⸗Verſicherungsanſtalten unter Ver⸗ 
mittlung der Liquidationskommiſſion (Art. 167). 

Die Monate, für die gemäß obigem Geſetze die Beiträge 
bezahlt worden ſind, werden gemäß dieſer Verordnung (Art. 119) 
auf die Arbeitsloſenverſicherung unter Berückſichtigung ber dieſen 
Beiträgen entſprechenden Dienſtentſchädigung angerechnet. 

Der Minifter für Arbei und ſoziale Fürſorge hat das Rech 
im erſten Jahre nach Inkrafttreten dieſer Verordnung die Be⸗ 
dingungen der Erlangung von Leistungen bei Arbeitsloſigkelt 

zeitweiſe aufzuheben oder zugunſten der Verſicherten zu mildern. 


Art. 160. Die Angeſtellten im Sinne dieſer Verordnung 


1. bei Inkrafttreten dieſer Verordnung das 65. 

beendet haben, 

2. die polniſche Staatsangehorigkeit gemäß Art. 2, 3 und 

10 des Geſetzes vom 20. Januar 1920 (Dz. U. R. P. 
Nr. 7, Poſ. 44) beſitzen, 

3. berufsunfähig ſind, . 

+. die zum Lebensunterhalt nötigen Mittel nicht beſitzen, 
erhaulen die Verſorgung in Höhe der in dieſer Verordnung vor: 
geſehenen Mindeſtinvalidenreite, wenn fie mindeſtens 5 Jahre 
lung vor Eintritt der Unfähigkeit zur Ausübung des Berufs in 
der Beſchäftigung verblieben ſind, die gemäß d.efer Verordnung 
die Verſicherungspflicht begründete, 

Die hinterbliebenen Familienmitglieden von Perſonen, die ge⸗ 
maß Abf. 1 eine Verſorgung bezogen haben, erhalten eine Ver⸗ 
jorguny in Höhe der Witwen⸗ oder Waiſenrente, die zu den in 
dieſer Verordnung vorgeſehenen Bedingungen im Verhältnis 
zu der Inpalidenminimatrente berechnet wird, falls ſie die zum 
Lebensunterhalt erforderlichen Mittel nicht beſitzen. 

Die Verſorgung zahlt die mit Rückſicht auf den Wohnort 
zuſtändige Angeſtellten⸗Verſicherungsanſtalt auf Rechnung des 
Staatsſchatzeß aus, der die zu dieſem Zweck in den erſten 10 
Jahren nach Inkrafttreten dieſer Verordnung ausgelegten 
Summen in 10 Jahresraten mit Verzinſung nach dem techni⸗ 
ſchen Imsfuß erſetzt, die nachträglich zahlbar ſind, indem er mit 
dem 11. Jahr nach Inkrafttreten dieſer Verordnung beginnt; die 
nach Ablauf der erſten 10 Jahre nach Inkrafttreten dieſer Ver— 
ordnung ausgezahlten Summen erfetzt der Staatsſchatz den zu⸗ 
ſtändigen Inſtitten am Ende jedes Jahren mit Verzinſung nach 
dem techniſchen Zinsfuß. 

Art. 161. Die Angeſtellten, die bei Inkrafttreten dieſer 
Verordnung nur aus dem Grunde der Bedingung des 60 Le⸗ 
bensjahres nicht umerliegen würden, unterliegen der Der: 
fiherungspflicht, falls fie das 65. Lebensjahr noch nicht beendet 
haben. 

Falls obige Perſonen von der Verſicherungspflicht 
mit Rüdfiht auf die Beſtimmungen des Artikeln 
Punkt m oder Art. 5 Punkt 1 nicht erfaßt werden oder aus der 
Berlicherung kein Recht auf eine Rente wegen Nichterreichung 
des im Art. 16 Abſ. 1 und 5 vorgeſehenen Zeitraums erworben 
haben, erlangen dieſelben nach Beendigung des 55, Lebens⸗ 
jahres das in Art. 160 beftimmte Recht auf Verſorgung zu den 
dort in den Punkten 2 bis 4 angegebenen Bedingungen; auf die 
hinterhliebenen Familienmitglieder derſelben findet die Be⸗ 
ſtimmung des Art. 160 Abſ. 2 Anwendung. 

Die für Perſonen bezahlten Beiträge, die gemäß dem vor⸗ 
hergehenden Abſatz die Verſorgung beziehen, werden für Ned: 
nung des Staatsſchatzes angerechnet. 

Die Perſonen, die in Ermangelung der in Art. 160 261. 1, 
P. 2 umd 4 bezeichneten Bedingungen deshalb keine Verſorgung 
hotten, haben don Recht auf Rückerſiattung der für die einge: 
zahlten, im Art. 103 vorgeſehenen Beiträge; falls jedoch dieſe 
Perſonen ſterben ſollten, ohne die Beiträge abgehoben zu haben, 
ſteht das Recht auf Rückerſtattung den gefetzlichen Erben zu. 

Art. 162. Auf dem Gebiet der Hauptſtadt Warſchau, bezw. 
der in Art. 154 angegebenen Wojewodſchaſten wird die aus deren 
Vertrag mit dem Angeſtellten hervorgehende Pflicht des Arbeit⸗ 
gebers zur Trugung der Gebühren für den Angeſtellten an die 
Berſicherungsgeſellſchaft, die Verſicherungskaſſe, die Penſions⸗ 
kaſſe, die Unterſtützungsraſſe und ähnliche Kaſſen für gegen⸗ 
jeitige Hilfe, bezw. zur unmittelbaren Auszahlung von Leiſtungen 
durch den Arbeitgeber in den in Art. 1, P. 2 bis A vorgeſehenen 
Fällen entſprechend bis zu der auf ihre nach der Bezahlung 
eines Teils der Beiträge gemäß Art. 103 und 105 entfallenden 
Laſt herabgeſetzt. 

Die Verpflichtung des Angeſtellten zur Tragung der Ge: 
bühren an die oben bezeichneten Inſtitute oder unmittelbar zu 
Händen des Arbeitgebers zur teilweiſen Deckung der geſicherlen 
Leiſtungen in den in Art. 1, P. 2 bis 4 vorgeſehenen Fällen wird 
um den Teil des Beitragen herabgeſetzt, der gemäß Art. 103 und 
104 auf den Angeſtellten entfällt. 

Art. 163. Bis zur Gründung von Scszialverſicherungs⸗ 
kaſſen werden die in dieſer Verordnung vorgeſehenen Tätigkeiten 
derſelben von den auf Grund des Geſetzes von 19. Mai 1920 
geſchaffenen Krankenkaſſen ausgeübt (Dz. U. R. P. Nr. 44 Pof. 
72, bezw. im oberſchleſiſchen Teil der Wojewodſchaſt Schleſien 
auf Grund des Buch I] der Verſicherungsordnung des Deutſchen 
Reiches vom 19. Juli 1911 (Reichsgeſetzblatt S. 509). 

Art. 164. Bis zur Bildung der in Art. 130 vorgeſehenen 
Spezialorgane werden Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern, Ver⸗ 
ſicherten oder Leiſtungsberechtigten einerſeits und der Verſiche⸗ 


Lebens ſahr 


2—4 bezeichneten 


Sie ſparen 
— 


uns und den ehrenamtlichen Mitarbeitern Geld, 
Zeit und Mühe, wenn Sie pünktlich Ihren 
Verbandsbeitrag entrichten. f 

— —Ä—ũ ͤ — 


rungsanftalt andererfeits wegen der gemäß dieſer Verordnung 
zuſtehenden Anſprüchen auf dem Gebiet der Wojewodſchaft 
Schleſien, Poſen, Pommern, Krakau. Lemberg, Stanislau und 
Tarnopol durch die Behörden geſchlichtet, die gemäß den auf 
dem betreffenden Gebiet Horsch geltenden Vorſchriften zuſtändig 
find, hierbei finden die Vorſchriften über das Verfahren, ſowie 
die Vorſchriften über die Deckung der Koſten des Verfahrens 
Anwendung, die vor Inkrafttreten dieſer Verordnung gelten, mit 
den in Abſätzen 4—7 dieſes Artikels eingeführten Abänderungen. 

Die gemäß den bisherigen Geſetzen für die in Art. 1 Punkt 
Verſicherungsangelegenheit zuſtändige Be⸗ 
hörde iſt auch für die Angelegenheiten der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung zuſtändig. i 

Auf dem Gebiet der Hauptſtadt Warſchau ſowie der in 
Art. 154 angegebenen Wojewodſchaften werden die in Abi. 1 
angegebenen Streitigkeiten in erſter Inſtanz von dem Wofe⸗ 
woden entſchiehen, der mit Rückſicht auf den letzten Veſchäfti⸗ 
gungsort des Verſicherten zuſtändig iſt. bezw. durch den Regie⸗ 
rungskommiſſar der Hauptſtadt Warſchau, falls der letzte Be⸗ 
ſchäftigungsort auf dem Gebiete der Hauptſtadt Warſchau liegt, 
in 2. Juſtanz entſcheidet dieſe Angelegenheit der Miniſter für 
Arbeit und soziale Fürſorge. 

Die Friſt zur Einreichung von Berufungen gegen Ent⸗ 
ſcheidungen der Angeſtelltenverſicherungsanſtall betreffs Pen⸗ 
ſionsleiſtungen beträgt ſechs Monate, bei allen anderen Ent⸗ 
ſcheidungen ein Monat. 

Dieſe Friſten zählen ab Tag der Zuſtellung der betreffen⸗ 
den Eitſcheidung. 

Die Einreichung einer Beruſung 


hält die Vollſtreckung der 


betreffenden Entſcheidung nicht auf. 


Gegen die Entſcheidung der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt 
in Angelegenheiten: 

J.) von Leiſtungen wegen Arbeitslofigkeit, 

2.) der Höhe, des Anfangs und Endes 
leiſtungen, 

3.) der Rückzahlung von Beiträgen und 
von Renten, 

4.) die Höhe von Beiträgen, 

5.) der Zuſatzgebühren (Verzugszinſen, Mahnkoſten) ſteht 
die Berufung nur bis zur erſten Inſtanz zu, die endgültig ent⸗ 
ſcheidel. \ 

Art. 165. Bis zur Gründung von Anftalten gemäß Urt. 
70 und der Bildung der Behörden dieſer Anſtalten wird die 
Tätigkeit einer Angeſtelltenverſicherungsanſtalt auf dem bis⸗ 
herigen Tätigkeitsbereich bezw. auf dem durch die auf Grund 
des Art. 70 erlaſſenen Verordnung feſtgeſetzten Bereich aus⸗ 
geübt: 


von Penſions⸗ 


Kapitaliſierung 


von der Penſionsanſtalt 
von der Verſſcherungsanſtalt 


für Angeſtellte in Lemberg, 
für Privatbeamten in 


0 
SIE 


Poſen, . 
3.) vou der Angeſtelltenverſicherung in Königshütte. 

Die in Abſ. 1 angeführten Inſtitute erteilen zur Orgaui⸗ 
ſierung der Verſicherungsanſtaltlen) auf dem Gebiet der Haupt⸗ 
ſtadt Warſchau und der in Art. 154 angegebenen Wojewod- 
ſchaften Anleihen, die nach einem Zinsfuß verzinſt werden, der 
die Hälfte höher iſt als der techniſche Zinsfuß. 

Die Angeſtelltenverſicherungsanſtalt auf dem in Abs. 2 
angegebenen Gebiet richtet den zu dieſem Zweck vom Miniſter 
für Arbeit und ſoziale Fürſorge berufenen Ausſchuß mit den 
Rechten des Rates und der Verwaltung, die aus 9 Mitgliedern 
beſteht, ein, und zwar; 

aus drei Perſonen von den in dieſem Gebiet beſchäftigten 


Angeſtellten, N 
aus drei Perfonen von den durch die Zentralorgane der 
Angeſtellten bezw. Arbeitgeber abgeordneten Arbeitgebern, 


ſowie drei vom Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge er⸗ 
nannten Perſonen. Den Vorſitzenden des Ausſchuſſes beruft 
der Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge, aus den Mit 
gliedern des Ausſchuſſes. Die Tätigkeit dieſes Ausſchuſſes 
endet mit dem Augenblick des Zufammentretens des aus der 
Wahl hervorgehenden Vorſtandes der Anſtalt. 5 

Art. 166. Die gemäß dieſer Verordnung geſchaffenen 
eigentlichen Angeſtelltenverſicherungsanſtalten übernehmen alle 
Rechte und Pflichten der in „dem vorigen Artikel angegebenen 


von drüdender Sorge 


beſreit Sie die Altershilfe des Verbandes. 
Fördern Sie den weiteren Ausbau ſeiner Jür⸗ 
ſorgeeinrichtungen durch Gewinnung neuer Mit— 
glieder. j 

ET —— — —— za) EI VE 
Snftitute, ganz oder zu dem von dem Liquidutionsausſchuß 
(Art. 167) feſtgeſetzten Teil, je nach der Zahl der Verſficherten, 
die von der neugeſchaffenen Verſicherungsanſtalt von dem in 
dem betreffenden Gebiet vorher tätigen Inſtitut übernommen 
worden ſind, von der Höhe der ihnen zuſtehenden Rechte auf 
Verſicherungsleiſtungen, ſowie von anderen weſentlichen Um⸗ 
ſtänden, die vom Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge auf 
Antrag des Ligquidationsausſchuſſes als ſolche anerkannt wor⸗ 
den ſind. 

Art. 167. Zur Durchführung der Liquidation der in Art. 
150 und 165 Abſ. 1 angeführten Verſicherungsinftitute bildet 
der Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge einen Liquidations⸗ 
ausſchuß aus fünf Mitgliedern, welche gemäß den Beſtimmun⸗ 
gen dieſer Verordnung und der Anweiſung des Meiniſters für 
Arbeit und ſoziale Yürforge die Zufammenſtellung der Rechte 
und Pflichten dieſer Inſtitute vornimmt und allmählich deren 
Tätigkeiten der zuſtändigen Verficherungsanſtalt für Geiſtes⸗ 
arbeiter überweift. 

Das Perſonal der der Liquidierung (Art. 150 und 165, 
Abſ. 1) unterliegenden Inſtitute hat das Vorrecht auf die Ber 
ſetzung der Poſten in den Angeſtelltenverſicherungsauſtalten 
bezw. in deren Verband. 

34. Schlußzbeſtimmungen. 

Art. 168. Die Ausführung dieſer Verordnung wird dem 
Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge übertragen, bezüglich 
des Art. 3 Punkt 9 und Art. 158 Abſ 2 im Einverſtändnis mit 
dem Miniſter für Handel und Gewerbe und dem Miniſter für 
Religionsbekenntniſſe und öffentliche Bildung, und mit demſelben 
letzten desgleichen bezüglich des Art. 5 Punkt 9 und Art. 6 
Punkt 1, bezüglich des Art. 93 und 124 letzter Abſatz mit Ein⸗ 
verſtändnis des Innenminiſteriums, bezüglich der Strafpor— 
ſchriften mit Einverſtändnis des Innenminiſters und des Juſliz⸗ 
minliters, bezüglich des Art. 160 und 161 mit Einnerfrandnis 
des ffinanzminiſters und bezüglich des Art. 4 und 133 mit Ein⸗ 
verſtändnis des beteiligten Miniſters. 

Der Miniſter für Arbejt und ſoziale Fürforge wird ers 
mächtigt, die Beſtimmungen dieſer Verordnungen in den ein⸗ 
zelnen Wojewodſchaften und im Gebiet der Hauptſtadt Warfchau 
ganz oder ſtufenweiſe einzuführen, ſowohl bezüglich der einzelnen 
Teile der durch dieſe Verordnung geregelten Verſicherung, als 
auch bezüglich der einzelnen Kategorien von Perſonen, die der 
Verſicherungspflicht unterliegen. 

Art. 169. Mit dem Augenblick der Anwendung der Be: 
ſtimmungen dieſer Verordnung, ſowohl auf die einzelnen Ber: 
waltungsbezirke als auch die einzelnen Teile der Verſicherung 
und endlich die einzelnen Arten der Perſonen, die der Verſiche⸗ 
rungspflicht unterliegen, verlieren ihre Geltungskraft die bis⸗ 
herigen Vorſchriften bezüglich der durch dieſe Anordnung gere⸗ 
gelten Verſicherung, falls fie nicht durch die Uebergaugsvor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung in Kraft erhalten wurden. 

Art. 170. Dieſe Verordnung tritt auf dem geſannen Gebiet 
der Republik am 1. Januar 1928 in Kraft, die Beſtimmungen 
der Art. 70, 99, Punkt 1, 144, 165 bj. 2 und 3 und Art. 167 
treten am Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


Nachdem wir nun den gesamten Wortlaut des Angeſtelltenver— 
ſicherungsgefetzes veröffentlicht haben, geben wir unſeren Leſern einen 
Auszug der wichtigften Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz 
wieder. 

Außer den bereits in Königshütte, Poſen und Lemberg 
beſtehenden Verſicherungsanſtalten wird eine neue Anſtalt in War⸗ 
ſchau gebildet. Die Angeſtelltenverſicherungsanſtalt in Königshütte 
umfaßt örtlich das Gebiet der Wojewodſchaft Schleſien (alſo auch 
außer dem oberſchleſiſchen Tell auch den Teſchener Teil der Moſe⸗ 
wodſchaft) ſowie der Kreiſe: Bendzin, Jawierzie und Olkusz der 
Wojewodſchaft Kielce. 5 

Die bisherigen Organe 
bis zur Neuwahl beſtehen. 

Es wird unſere Kollegen ſicherlich intereffieren, 
der Anſtalt gegenwärtig zuſammengeſetzt ſind. 

a) Dem Vorſtand der Verſicherungsanſtalt gehören gegen⸗ 
wärtig an: die Herren Warſchawski und Zeitz als Angeſtelltenver⸗ 


in unſerer Anſtalt Königshütte bleiben 


wie die Organe 


treter, Oberdirektor Sabaß 
gebervertreter. 

b) Dem Verwaltungsrat gehören an: 
die Vorſtandsmitglieder ſowie die Herren Pawlas, Kellner, Kubitza, 
als Angeſtelltenvertreter, und die Herren Oberdirektor Jüngels,. 
Diektor Ziemba und Direktor Ritter v. Czechowski als Arbeitgeber⸗ 
vertreter. 

In die einzelnen Kommiſſionen ſind außer den Mitgliedern des 
Vorſtandes, bezw. Verwaltungsrates folgende Herren gewählt worden. 

c) In die Reviſionskommiſſion: die Herren Kowal⸗ 
ezyk als Wrbeitgebervertreter und Zeitz als Angeſtelltenvertreter, als 
Vertreter Herr Waſchawski. 

d) In die Arbeitsloſenkommiſſion: die 
Kowalezyk und Warſchawski. 

In die Rentenkommifſion: die Herren Pawlas 
und Direktor Ziemba als Vertreter die Herren Kubitza und Kowalczyk, 

e) Der Rentenkommiſſion gehört fernerhin der Abtetlungsvor⸗ 
ſteher der Anſtalt, Herr Szezur, als Delegierter des Zaklad an. 

Dies zur Information. Und nun die weiteren Ausführungs⸗ 
vorſchriſten. 

Die Angeſtelltenverſicherungsanſtalten führen zwei Verſicherungs⸗ 
abteilungen und zwar. 

1.) die Arbeitsloſenverſicherung, 

2.) die Penſionsverſicherung. 

Die Arbeitsloſenverſicherung und 
zwei finanziell und rechneriſch getrennte Teile, 
Ausgabe der betreffenden Abteilung umfaſſen. 

Die Leiſtungen, auf die der Anſpruch erſt nach Inkrafttreten der 
neuen Verordnung entſtanden iſt, belaſten alle Angeſtellten-⸗ 
verſicherungsanſtalten gemeinſam und die Verrech— 
nung unter den einzelnen Anſtalten führt der Verband der Ange— 
ſtellten-Verſicherungsanſtalten aus. 


und Direktor Kowalczyk als Arbdeit⸗ 


Herren 


Peuſtonsverſicherung bilden 
die Einnahmen und 


6. Die Vornahme der Ameldungen und die Jahlung der 
Verſicherungsbeiträge. 
Gu Art. 106 bis 110.) 


Die im Laufe eines Kalendermonats zu einer 
rungspflicht begründeten Beſchäſtigung angenommenen 


die Verſiche⸗ 
Angeſtellten 


muß der Arbeilgeber, ſalls dieſe Beſchäftigung mindeſtens 14 Tage im 


Lauſe dieſes Monats gedauert hat, ohne Rückſicht darauf, ob dieſe 
Arbeitnehmer ſchon vorher verſichert waren, bei der zuſtändigen 
Angeſtelltenverſicherungsanſtalt (auf dem Vordruck Nr. 1) (Muſter 
Nr. 1), ſpäteſtens im Lauſe der erſten 10 Tage des folgenden Kalen— 
dermonats anmelden. Dieſe Anmeldung ſoll durch den Arbeitgeber 
und den Arbeitnehmer unterſchrieben fein. 

In derſelben Friſt muß der Arbeitgeber der zuſtändigen Ange— 
ſtelltenverſicherungsanſtalt ein Verzeichnis der der Verſicherungspflicht 
unterliegenden und im vorhergehenden Monat beſchäftigten Perſonen 
mit ſpezifizierter Angabe der Höhe des Entgeltes und das darauf 
entfallenden Verſicherungsbeittages überfenden. Dieſes Verzeichnis 
hat auch die neuangenommenen, gemäß § 16 angemeldeten Ange⸗ 
ſtellten und die Arbennehmer zu enthalten, die im vorhergehenden 
Monat die Beſchäftigung verlaſſen haben, 

Unabhängig von der Einreichung des im § 17 bezeichneten 
Verzeichniſſes muß der Arbeitgeber gleichfalls in der im § 16 bezeich⸗ 
neten Friſt alle Aenderungen in den Dienſtbezugen, in den Dienſt— 
und Familienverhältniſſen des Angeſtellten anmelden. Dieſe An— 
meldung ſoll durch den Arbeitgeber und den Arbeitnehmer unter⸗ 
ſchrieben fein, Die Mitteilungen über Aenderungen von Familien— 
verhältniſſen können durch den Arbeitgeber oder durch den Arbeit— 
nehmer allein unterſchrieben ſein. 

Wenn die Anſtalt feſtſtellt, daß eine Verſicherungspflicht für 
den angemeldeten Arbeitnehmer nicht beſteht, erläßt fie einen Be⸗ 
ſchluß über das Nichtbeſtehen der Verſicherungspflicht und händigt 
ihn dem Aroeitnehmer und Arbeitgeber aus mit der Belehrung über 
die gegebenen Rechtsmittel. 

Die Verſicherten, die bereits im Beſitz einer Verſicherungskarte⸗ 
ſind, händigen bei einem Wechſel des Arbeitgebers dem bisherigen, 
ſowie dem neuen Arbeitgeber die Verſicherungskarte aus, um von 
ihnen entſprechende Eintragungen in dieſe Karten zu erhalten 

Die Eintragungen über Aenderung' der Dienftbezüge nimmt, 
ſoweit ſie gemäß § 18 mitgeteilt worden ſind, der Arbeitgever auf 
der Verſicherungskarte vor. N . 

Perſonen, die aufgrund der bisherigen Vorſchriften vor Infraft: 
treten der Verordnung des Staatspräſidenten für die in Art. 1 
Ziff. 2 bis 4 vorgeſehenen Fälle verfichert find, erhalten ebenſo Ver⸗ 
ſicherungskarten wie die zum erſten Male zur Verſicherung ange⸗ 
meldeten, wobei die Anzahl der auf die Verſicherung vor Inkraft⸗ 
treten der Verordnung des Präſidenten anzurechnenden Monate, und 
das dieſen Monaten entſprechende mittlere, nach den Grundſätzen 
der Verordnung des Staatspräfidenten errechnete Grundgehalt die 
zuſtändige Angeſtelltenverſicherungsanſtals bei dem erſten, gemäß 
S 24, vorgenommenen Umtauſch der Verſicherungskarte, einträgl. 


Der Verſicherte muß alle 5 Jahre die Verſicherungskarte der 
Angeſtelltenverſicherungsanſtalt zum Umtauſch vorlegen. Der Tag, 
an dem der Umtauſch der Karte zu erfolgen hat, muß auf der Karte 
bei ihrer Ausſtellung eingetragen werden. Die Anſtalt vergleicht 
die erhaltene Verſicherungskarte mit ihrer eigenen Evidenzkarte und, 
wenn ſich zwiſchen beiden Unterſchiede ergeben, macht ſie davon dem 
Arbeitnehmer Mitteilung und ſtellt gegebenenfalls Ermittelungen an. 

Die erhaltene Karte behält die Anſtalt und ſtellt dem Verſicher⸗ 
ten eine neue, mit derſelben Nummer verſehene Verſicherungskarte 
aus und händigt ‚fie ihm unentgeltlich aus. In die neue Verſiche⸗ 
rungskarte trägt die Anſtalt die Anzahl der für die Verſicherung 
angerechneten Monate und das ihnen entſprechende durchſchnittliche 
Grundgehalt ein. 

Wenn der Verſicherte auf dem Tätigkeitsgebiete einer anderen 
Angeſtelltenverſicherungsanſtalt eine Beſchäftigung übernimmt, ſei es 
bei demſelben Arbeitgeber, ſei es bei einem anderen, ſo ſchickt der 
Arbeitgeber die Verſicherungskarte an die Anſtalt zuſammen mit der 
nach § 16 ausgeführten Anmeldung. Die Anſtalt, die die Anmel⸗ 
dung erhalten hat, ſtellt eine neue Verſicherungskarte aus, verſieht fie 


mit ihrer eigenen Nummer und nimmt die Eintragung gemäß 
S 24 vor 2 
Im Falle der Vernichtung oder des Verluſtes einer Verſiche⸗ 


rungskarte kann der Verſicherte die Ausſtellung einer neuen Ver⸗ 
ſicherungskarte für die vom Verbande der Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
anſtalten ſeſtgeſezte Gebühr verlangen. 

Die Angeſtellten, die die in Art. 2 bis 4 angegebenen Bedin⸗ 
gungen beſitzen aber der Verſicherungspflicht aus den in Art. 5 
angegebenen Gründen nicht unterliegen oder die aus den in Art. 6 
angegebenen Gründen Befreiung von der Verſicherungspflicht bean- 
tragen, meldet der Arbeitgeber unter Angabe des Grundes für die 
Befreiung von der Verſicherungspflicht bezw. für den Anſpruch auf 
Beantragung dieſer Befreiung ſowie unter Beifügung der entipre- 
chenden Beweiſe. 

Wenn die Angeſtelltenverſicherunasanſtalt nach Ausführung 
etwaiger Unterſuchungen feſtſtellt, daß die die Beſreiung oder den 
Anſpruch auf Beantraaung der Befreiung von der Verficherungs- 
pflicht begründeten Bedingungen nicht beitehen, ſtellt fie dem Ange⸗ 
ſtellten und dem Arbeitaeber einen Peſchluß über die Zuerkennung der 
Verſicherunaspflicht und die Aufforderung zur Ausführung der An⸗ 
meldung nach Art. 16 zu mit einer Belehrung über die gegebenen 
Rechtsmittel. 

Der Arbeitsloſe meldet innerhalb einer monatlichen Friſt vom 
Tage des Verluſtes der Beſchäſtigung ab den Anſpruch auf Leiſtungen 
wegen Arbeitsloſiakeit bei der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt an, in 
der er zuletzt beſchäftigt war durch Vermittelung der in dem Bezirk 
tätigen Krankenkaſſe, in dem ſich der Wohnort der berechtigten Perſon 
befindet. N 

Auf dem Gebiete des oberſchleſiſchen Teiles der Wojewodſchaft 
Schleſien iſt die allgemeine Ortskrankenkuſſe zuſtändig. ſoſern nicht 
der Arbeitsloſe mit Rückſicht auf die verlorene Beſchäftigung für den 
Fall einer Krankheit in einer anderen Kaffe auf dieſem Tätiakeits⸗ 
bereich verſichert war. In letzterem Falle iſt die Kaſſe zuſtändig, 
bei der der Arbeitsloſe zuletzt verſichert war. 

Gleichzeitig mit der Anmeldung des Anſpruches auf Leiſtungen 
wegen Arbeitslosigkeit muß der Arbeitsloſe der Kaffe vorzeigen | 

1. die Verſicherungskarte der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt 

und 

2. die Legitimation des Arbeitſuchenden, die das zuſtändige 

Arbeitsvermittelungsamt davan benachrichtigt hat, daß er 
Arbeit ſucht und bereit iſt. jede ihm durch dieſes Amt nach⸗ 
gewieſene angemeſſene Arbeit zu übernehmen, 

ſowie beifügen 

3. die im Art. 39 vorgeſehene Beſcheinigung über die Wohn⸗ 

dauer in dem betreffenden Ort und den Familienſtand, 

4. eine Beſcheinigung des Arbeitgebers über die Entlaſſung aus 

der letzten Arbeit, 

5. etwaige andere für die Feſtſtellung der Höhe der Unterſtützung 

notwendige Urkunden. 

Die vorſtehend genannten Beſcheinigungen müſſen unentgelt⸗ 
lich ausgeſtellt werde, und auch die Beſtätigung der Unterſchrift der 
Hauseigentümer (Verwalter) auf der in Ziff. 3 angegebenen Beſchei⸗ 
nigung muß unentgeltlich erfolgen. 8 

Zuſtändig iſt das ſtaatliche Arbeitsvermittlungsamt und auf 
dem Gebiete des oberſchleſiſchen Teiles der Wojewodſchaft Schleſien 
das kommunale Arbeitsvermittelungsamt (bezw. ſeine Abteilung oder 
Zweigſtelle), auf deſſen Gebiet der Arbeitslofe wenigſtens ſeit drei 
Wochen wohnt. Eine bei einem nicht zuſtändigen Arbeitsvermitte⸗ 
lungsamt erfolgte Anmeldung iſt ungültig. 

Angemeſſen iſt eine Beſchäftigung, die den körperlichen Fähig⸗ 
keiten, der Berufsausbildnug und Befahigung des Verſicherten ent⸗ 
ſpricht und die Geſundheit oder die guten Sitten nicht gefährdet, 
ſofern ſie auf der Ausführung von verſicherungspflichtigen Tätigkeiten 
beruht und nicht gegen ein wiedrigeres Entgelt oder unter ſchlechteren 
Arbeitsbedigungen angeboten wird als ſie allgemein am neuen Be⸗ 


ſchäftigungsort üblich find und nicht in einem von einem wirtſchaft⸗ 
lichen Streit erfaßten Betriebe. (Art. 19). 

Für die Feſtſtellung, ob ein Betrieb, in dem die Beſchäftigung 
angeboten worden iſt, von einem wirtſchaftlichen Streit erfaßt it, iſt 
der Arbeitsinſpektor zuſtändig. 

Das Recht auf Leiſtungen wegen Arbeitslonakeit beginnt mit 
dem Tage des Verluſtes der Beſchäftigung, ſofern an dem Tage des 
Verluſtes die ſür die Zuerkennung von Leiſtungen erforderlichen 
Bedingungen beſtanden haben, ſowie ſofern innerhalb eines Monats 
vom Tage des Verluſtes der Beſchäſtigung die Anmeldung in der 
vorgeſchriebenen Weiſe erfolgt iſt. 5 

Wenn die Anmeldung nicht innerhalb der im vorhergehenden 
Abfatz beſtimmten Friſt erfolgt iſt, beginnt das Recht auf Leiſtungen 
vom erſten Tage des Kalendermonats, in dem die Anmeldung 
erfolgt iſt. ; 5 

Wenn die für die Zuerkennung von Leiſtungen geforderten 
Bedingungen am Tage des Verluſtes der Arbeit nicht beſtanden 
haben. ſondern erſt ſpäter entſtanden find, und die Anmeldung des 
Anipruches innerhalb eines Monats vom Tage des Entſtehens dieſer 
Bedingungen ab erfolgt ift, fo entſteht das Recht auf Leiſtungen vom 
Tage des Eintretens dieſer Bedingungen: wenn aber die Anmeldung 
ſpäter erfolgt, dann vom Tage des Kalendermonats, in dem die 
Anmeldung des Anſpruches vorgenommen worden iſt. 

Wonn der Arbeitsloſe die Beſcheinigung des Arbeitgebers wegen 
der Weigerung des Arbeitgebers nicht erlangen Tann, ſtellt die 
Krankenkaſſe bei der Kreisbehörde der allgemeinen Verwaltung den 
Antrag auf Anwendung der Strafheitimmunaen des Art. 135 des 
A.⸗Verſ.⸗G. und nimmt die Anmeldung pan dem Arhpeitslaſen ent⸗ 
reaen der die Angaben der fehlender Beſcheinigung bemeiſon muß 
Die Krankenkaſſe kann die Richtiakeſt der Remeiſe mit Hilfe der 
Staats- und Hammunalbehürden feſtſtellen (Art. 133). . 

Der Arheitsloſe ift veryfſichret. ſich den für die Roaiſtrierung 
und Kontralle geltenden Vorſchriften bei Strafe des Ruhens der 
Leiſtungen (Art. 50 Ziff. 6) zu unterwerfen. 

Wenn der Angeſtellte die Arbeit verfallen hat, ohne vorner der 
Wrheitoeher davon zu neritändinen. darf ſich der Arbeitgeber der 
Ausſtelluna der Beſcheinjaung nicht entziehen. Die Belhrintoung 
gibt anſteſſe des Enfloſſunosgrundes die Umſtände an, unter denen 
der Angeſtolſte die Mrheil nerlaſſon bat. 

Die Arheitaeber find vernffichtet, beſondere Reaiſter über die 
erteilten Beſcheiniaungen zu führen und jede Beſcheinigung mit der 
fortlaufenden Regiſtriernummer au verfchen. 

Die Aemter der Dorfaemeinden, und in den Stadtgemeinden 
die Hauseigentümer (Verwalter) bezw. die Meldebüros find ver⸗ 
pflichtet. auf Antrag eines Arheitsinfen eine Beſcheinigung auszu⸗ 
ſtellen, die auf Grund der Meldebücher feſtſtellt, 

1. den Wahnort und die Wohndauer des Arbeitslaſen 

betreffenden Ort oder in dem betreffenden Hauſe und 
2. den Familtenſtand des Arbeitskoſen und wenn er Familie 
hat, das Verzeichnis der Familienmitglieder im Sinne des 
Art. 35. Wenn der Anageſtellte das in der Beſcheinſaung 
feitneftellte Verzeichnis der zu ſeiner Familie gehörenden 
Perſanen anzweifelt. ſind die Hauseigentümer (⸗Verwalter) 

oder das Gemeindeamt bezw. das Meldehiirn verpflſichtet, 
dieſe Bemerkung über den erhobenen Anſpruch des Ange⸗ 
ſtellten aufzunehmen. 

Wonn der Arheitsloſe im eigenen Haufe mahnt, iſt die Gemeinde. 
oder Poliseibebhärde nerpflichtet, die im weiteren Abſatz bezeichnete 
Beſcheinigung aussuſtellon. 

Wenn die Krankenkaſſe anertennt. daß 
geforderten Vorſchriſten entſpricht. regiſtriert fie den Angeſtellten als 
Arbeitsinfen. der feinen Anſpruch auf Leiſtunagen angemeldet hat. 

Die Krankenkaſſe macht auf der Legitimatian des Arbeitſuchen⸗ 
den von der erſalgten Anmeldung einen entſprechenden Vermerk und 
fertigt einen Auszug aus diefer Legitimation für die Angeſtellten⸗ 
verſicherungsanſtalt an. g 

Der Arbeitslofe iſt verpflichtet, zur Erlangung bezw. zur Wah⸗ 
rung feiner Anſprüche auf Leiſtungen wegen Arheitsſaſigkeit ſich 
perſönlich während der ganzen Zeit feiner Arbeitslofiakeit entintes 
chend dem Reolement des Arbeitsvermittelungsamtes hei dieſem Amte 
(feiner Abteilung. Zweiaſfelle) oder bei dem bezeichneten Inſtitut 
(8 49) zur ſtändign Kontrolle zu melden. zur Feſtſtellung, daß er 
arbeitslos iſt und zum Ausdruck feiner Pereitwilligkeit zur Ueber⸗ 
nahme einer ihm anoehntenen Arbeit. 5 

Das Arbeitsvermittelungsamt iſt verpflichtet, uuf die Legitima⸗ 
tion des Arbeitſuchenden einen Vermerk über die Verletzung der vor⸗ 
ſtehenden Verpflichtung zu machen. und zwar zur Anwendung der 
Vorſchriften des Art. 50 Ziff. 6 über das Ruhen von Leiſtungen. 

Das Datum des Beginus und der Beendigung der in Art. 8 
Ziff. 4 beſtimmten Zeit der Arbeitslofigkeit trägt das zuſtändige 
Arbeitsvermittelungsamt in die Verſicherungskarte ein. Das Datum 
des Beginns und der Beendigung der Zeit der Arbeitsloſtakeit ine 
folge der in Art. 8 Ziff. 1 bis 3 aufgeführten Gründe trägt die 


in dem 


die Anmeldung den 


Krankenkaſſe oder die Angeſtelltenverſicherungsanſtalt 
des Verſicherten in die Verſicherungskarte ein. 

Unmittelbar bei der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt 
geltend gemacht werden die Anſprüche 

1. auf Altersrente, 

2. auf Witwenrente, 

3. auf Waiſenrente, ſoweit der Anſpruch auf dieſe Rente nicht 
auf Erwerbsunfähigkeit geſtützt wird (Art. 28 Abf. 3), 

4. auf eine einmalige Abfindung, ſoweit der Anſpruch auf die 
Abfindung nicht auf Erwerbsunfähigkeit geſtützt wird. 
(§ 54 Ziff. 7.) ur 

Beſondere Vorſchriften über die Anmeldung der vorerwähnten 
Anſprüche ſowie über die Zuerkennung von Leiftungen wird das 
Statut der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt enthalten. 

Während des erſten Jahres nach Inkrafttreten der Verordnung 
des Staatspräſidenten wird die Angeſtelltenverſicherungsanſtalt den 
arbeitsloſen Perſonen, die ſich in beſonderer Not beſinden, die Lei⸗ 
ſtugen wegen Arbeitsloſiakeit zuerkennen, wenn fie auch nicht die 
Bedinaung der Zurücklegung der kleinſten im Art. 16 Abſ. 1, 2 und 3 
beſtimmten Verſicherunasdauer erfüllen, jedoch den anderen gefor⸗ 
derten Bedingungen entſprechen. 

Die Rentenkommiſſion bezw. das ihr entſprechende Organ der 
einzelnen Anſtalten (8 3 letzter Abſ.) prüft einen Antrag auf Wieder- 
herſtellung von Berechtigungen, die der nach den bisherigen Geſetzen 
über die Privatangeſtelltenverſicherung zurückgelegten Verficherung 
entſprechen und nach den Beſtimmungen dieſer Geſetze infolge Unter- 
brechung der Verſicherung erloſchen find, und legt die Angelegenbeit 
dem Miniſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge mit ihren Anträgen 
zur Entſcheidung vor. 

Bei der Prüfung dieſer Angelegenheit gilt nicht die Vorſchrift 
des Art. 83 letzter Abſ. über die Einſtimmiakeit der Beſchlüſſe der 
Kommiſſion, dagegen iſt das Verhältnis der Stimmen für und wider 
den angenommenen Antrag zu bezeichnen. 

Eingaben auf Wiederherſtellung der Rechle taugen, 
30. Juni 1928 eingebracht werden. 

Bei der Prüfung der vorſtehenden Anträge zieht die Renten⸗ 
komniſſion die für den Fall feſtgeſetzten tatſächlichen Umſtände in 
Betracht und beurteilt, ob und inwieweit ſie einen unverſchuldeten 
Grund für die Wiederherſtellung dieſer Berechtigungen darſtellen. Im 
Grud für die Wiederherſtellung diefer Berechtigungen darſtellen. Im 
beſonderen ſind zu berückſichtigen 

1. Kriegsunfälle und mit 
ſtehende Unfälle, 

2. der Mangel eines polniſchen Verſicherungsinſtitutes in der 
betreffenden Zeit und die Unmöglichkeit, rechtzeitig die Bei⸗ 
träge einzuzahlen, 

3. wiedernolte Aenderungen der Grenze des Entgeltes, das für 
die Verſicherungspflicht entſcheidend war. und die damit zu⸗ 
ſammenhängende abwechſelnde Ausſchließung und Einbe⸗ 
ziepung deriefhen Perſon in den Kreis der verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perfonen, 

4. der Umſtand des Umzuges nach einem Teil des Staates, 
auf dem dieſe Pflichtperſicherung nicht beſtond, 

5. der Mangel einer Beſchäftigung und der Mangel an Mitteln 


auf Antrag 


müſſen 


bis zum 


dem Kriege im Zuſammenhang 


für die freiwillige Fortſetzung der Verſicherung infolge 
Arbeitsloſiakeit. 
Angeſtellte, die bereits Leiſtungen auf Grund der Arbeitsloſen⸗ 


verſicherungsgeſetze empfangen, ſowie diejenigen, die ein Recht auf 
Leiſtungen wegen Arbeitsloſigkeit nach der Verordnung des Staats⸗ 
präſidenten im Laufe der Monate Januar und Februar 1928 er⸗ 
werben werden, werden während dieſer Zeit unter Vorbehalt der 
Beſtimmungen des Art. 57 Abſ. 1 aus dem Arbeitsloſenfonds auf 
die ihnen auf Grund der Verordnung des Staatspräſidenten zuſteben⸗ 
den Leiſtungen Leiſtungen erhalten, die im Gefetz über die Arbeits⸗ 
loſigkeit vorgeſehen ſind, unter Anwendung der bisher geltenden ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen über das Verfahren bei Anmeldung dieſer 
Anſprüche. 

Der Arbeitsloſenfonds überweiſt im Laufe der vorſtehend ge- 
nannten Zeit ſämtliche Akten über die beim Arbeitsloſenfonds ver: 
ſicherten Angeſtellten den für den Wohnort der Angeſtellten zuſtändigen 
Angeſtelltenverſicherungsanſtalten. 

Dieſe Anſtalten werden vom 1. März 1928 ab die Leiſtungen 
wegen Arbeitsloſigkeit, die in der Verordnung des Staatspräſiden⸗ 
ten vorgeſehen ſind, unter den darin bezeichneten Bedingungen und 
in der aus der Anwendung der Vorſchriſten der Art. 33 Abſ. 1 und 
2, 34 bis 37, 119 Abt. 2 und 3 und 159 Abſ. 2 ſich ergebenden Höhe 
auszahlen, ſowie den Unterſchied, der ſich für die Monate Januar 
und Februar 1928 zwiſchen den vom Arbeitsloſenfonds gezahlten 
Unterſtützungen und den nach der Verordnung des Staatspräſiden⸗ 
ten fälligen Leiſtungen ergibt. 

Soweit die wichtigſten Ausführungsbeſtimmungen. And nun 

noch einige wichlige Erläuterungen zu dem Angeſtellien-Geſetz. 

Nach dem neuen Geſetz Find Angeſtellte (Lehrlinge und Ge⸗ 
hilfen) unter 16 Jahren nicht verſicherungspflichtig. Dieſe Perſonen 


müſſen aber in der Invalidenverſicherung verſicherk werden, da nuch 
der Reichs verſicherungsordnung nach § 1226 Abf. 1 Ziffer 4 in der 
Faſſung des ſchleſiſchen Geſetzes vom 31. Januar 1923 (Dz. U. Sl. 
Nr. 14 Poſ. 94) Gehilfen und Lehrlinge der Invalidenverſicherung 
unkerliegen, ſofern fie nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz der 
Berſicherung nicht unterliegen. Zur Verſicherung müſſen ſämtliche 
Angeſtellte vom 16. bis zum 60. Lebensiahre angemeldet werden. 
Jetzt bei Einrichtung der Verſicherung müſſen gemäß Art. 161 auch 
die Angeftellten. die das 60. Lebensjahr bereits vollendet haben, aber 
noch nicht 65 Jahre alt find, angemeldet werden. Angeſtellte. die 
älfer find als 65 Jahre, unterliegen in keinem Falle der Berfiherungs- 
pflicht. 

Alle Angeſtellten, die bisher in der Angeſtelltenverſicherung ver- 
ſichert waren, find weiler zu verſichern, alſo auch die Angeſtellten 
von 14 und 15 Jahren. Neu angenommene Angeſtellte unter 16 
Jahren jedoch ſind, wie bereits an einer andenen Stelle angeführt, 
nicht zu verſichern. 

Der Verſicherung unterliegen auch Ausländer. 
ſie nicht beabfichtiaen. längere Zeit hier zu bleiben. Und nun die 
wichtiaſte Angelegenheit in dem neuen Geſen: Die Altverfiherfen, 

Das neue Anaeſtelltenverſicherungsgeſetz bringt allen unſeren 
Kollegen, die vor dem 1. Januar 1928 verſichert waren. durch die 
Errechnung des Durchſchnittsgehaltes während der ganzen Verſiche⸗ 
rungsdauer des Verſicherten für die Remeſſuna der Höhe der Inva⸗ 
liden⸗ und Altersrente uſw. ganz erhebliche Nachteile. 

Wir haben deshalb Anlaß genommen. durch einen Delegierten 
der Arbeitsagemeinſchaft der oberſchleſiſchen Anaeſtelltenverbände 
Proteſt wegen der Schlechterſtellung der Altyerſicherten beim Mini: 
ſter für Arbeit und ſoziale Fürſorge in Warſchau zu erheben. An der 
Proteſtaktion beteiſiat ſich noch je ein Delegierter des Pambramaer 
Reviers. des Bielitz⸗Bialaer Bezirkes und von den Poſen-Pom⸗ 
merelliſchen Gebieten. An den Beſprechungen beteiligten ſich ber 
Arbeitsminiſter Dr. Jurkiewicz, der Miniſterialdirektor Dr. Dreeki 
und Miniſterjafrat Dr. Horowiec. 

Der Miniſter war über die Klagen bez. der Schlechterſtellung 
der Altverſicherten ſehr erſtaunt und erklärte. daß nach feiner Auf- 
faſſung auf Grund des neuen Angeſtelltenverſicherungsgefetzes nur die 
Reuverſicherten benachteiligt würden. Die Vertreter der Angeſtell⸗ 
tengewerkſchaften brachten ſedoch dem Miniſter durch Anſührung von 
Beiſpielen den Beweis, daß tatſächlich auf Grund »des neuen Ge⸗ 
ſetzes eine ganz erhebliche n der a ein⸗ 
getreten iſt. 

Nach dieſer Ausſprache verwies der Miniſter die Gebt an 
den Leiter der Abteilung für ſoziale Fürſorge, Dr. Dreeri. 

In der Konferenz mit Dr. Drecki brachten die Vertreter der 
Angeſtellten ihre Wünſche vor und es wurde die Zuſage gegeben, 
daß durch Beſchaffung von ſtatiſtiſchem Material die Härten gegen⸗ 
über den Altverſicherten beſeitigt werden ſollten. Der Vertreter des 
Bielig-Bialaer Bezirkes unterbreitete einen Vorſchlag für die An— 
rechnung der vor Inkrafttreten des Geſetzes gezahlten Beiträge 
dahingehend, daß ſämtliche bis dahin gezahlten Beiträge der Ber- 
ſicherten zuſammen gerechnet werden und durch den jetzt neu zu 
zahlenden Beitrag dividiert werden. Auf dieſe Weiſe wird erreicht 
daß die Anrechnunaszeit der Altverſicherten verkürzt wird und ge⸗ 
wiſſermagen die Möglichkeit gegeben ift, ſich höhere Beitragsſummen 
einzukaufen. 

Dr. Drecki verſprach der Delegation dieſen Vorſchiag zu prüfen 
und erklärte ſich bereit, auch andere Vorſchläge bez. der Beſſer— 
ſtelung der Altverſicherten von den Angeſtelltengewerkſchaften ent⸗ 
gegenzunehmen. Weiterhin verlangten die Vertreter der Bielitzer 
und Dombrowaer Angeſtelltenſchaft die Zuteilung der Kreiſe Biala, 
Zywiec. Oswiencim und Ehrzanow zum Zaklad Übezp. in Krol. Huta 
und entſprechende Sitze im Vorſtand des Zaklad Übezp. in Krol. Huta. 


ſelbſt dann, wenn 


Dieſer Forderung wurde nicht ſtattgegeben, da die geſetzliche 
Grundlage hierzu fehlt. Es ſollen aber Vertreter aus den dem 
Zaklad Uberp, in Krol. Huta neu zugeteilten Bezirken mit bera⸗ 


tender Stimme an den Vorſtandsſitzungen teilnehmen. 

Unſere Vorſchläge zu einer Novellierung bezw. Aenderung des 
neuen Angeſtellten⸗Geſetzes zwecks Beſſerſtellung der Altverſicherten 
gegenüber den Neuverſicherten werden von uns in einer Denkſchrift 
zuſammengeſtellt und werden dem Arbeitsminiſter in Warſchau in 
Kürze unterbreitet. Wir werden mik allem Nachdruck verlangen. daß 
in einer Geſetzesnovelle feſtgelegt wird, daß den verſicherken Ange⸗ 
ſtellten alle früheren Jahre, für die fie Beitrag enirichtet haben, an- 
gerechnel werden. Näheres darüber in der nächſten Ausgabe unſerer 
Monatsſchrift, in der wir auch eine Reihe von praktiſchen Beiſpielen 
zum neuen Geſetz veröffentlichen werden. 

Neue Geſetzesproſekie auf ſo zialpollliſchem Gebiele. 

Der Delegation, die vor kurzer Zeit beim Arbeitsminiſterium in 
Warſchau betr. des neuen Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vorge⸗ 
ſprochen hatte, wurden dort Mitteilungen von wichtigen neuen Ge⸗ 
ſetzen auf arbeits rechtlichem Gebiete gemacht. 

Zunächſt ſolle auf dem Dekretwege ein neues Dienſtvertrags⸗ 

geſeh für den Geſamtbereich der Republik Polen verordnet werden. 


Das Prolett ſeibſt konnte der Vertreter unferes Arbeitsgemelilſchuft 
nur einſehen und feſtſtellen, daß dieſes neue Geſetz für die overſchle⸗ 
ſiſche Angeſtelltenſchaft große Nachteile bringt, wobei befonders hinzu⸗ 
weiſen iſt, daß durch das neue Dienſtvertragsgeſez die bisherigen 
Beſtimmungen des HGB., BHB. der Gewerbeordnung und des 
Berggeſetzes abgeſchafſt werden ſollen. In dieſem neuen Geſetz ſind 
Bestimmungen enthalten, die dem Arbeitgeber bedeutend mehr Rechte 
bei friſtloſer Entlaſſung von Angeſtellten einräumen, wie bisher. 
So ift z. B. in dem neuen Geſetz eine Beſtimmung enthalten, baß 
die friſtloſe Entlaſſung eines Arbeitnehmers auch dann möglich iſt, 
wenn der Angeſtellte gegen eine Beſtimmung der nur von Arbeit⸗ 
gebern ausgearbeiteten Dienſtordnung verſtößt. Weiter läßt das 
neue Geſetz Beſtimmungen offen, den Angeſtellten für Vergehen 
gegen die Arbeitsordnung Geldſtrafen aufzuerlegen. 

Ferner iſt den Vertretern der Angeſtellten bekannt gegeben 
worden, daß ein neues Arbeitsgerichtsgeſetz dem Miniſterrat vorge⸗ 
legt worden iſt, und das demnächſt auf dem Dekretwege verordnet 
wird. Dieſes Arbeitsgerichtsgeſetz wird nur auf diejenigen Gebiete 
in Polen ausgedehnt, in denen eine Arbeitsgerichtsbarkeit bis jetzt 
nicht veſteht. Dieſes neue Dekret kommt alſo für den oberſchleſiſchen 
Teil der Wojewodſchaft Schleſien nicht in Frage. 

Dieſes neue Arbeitsgerichtsdekret ſoll nur für den Uebergang 
beſtimmt ſein, um dieſem Geſetz ein einheitliches, für die ganze 
Republik Polen gültiges, Arbeitsgerichtsgeſetz folgen zu laſſen. 

Dieſe geplanten Geſetze bringen uns im oberſchleſiſchen Teil der 
Wojewooſchaft Schlefien einen ſehr großen Schritt rückwärts in der 
ſozialen Geſetzgebung. Für uns bleibt nur ein Weg übrig, vom 
Genfer Abkommen Gebrauch zu machen und gegen eine ſolche Der- 
ſchlechlerung der augenblicklich gellenden Beſtimmung Proleſt zu 
erheben. 


Gewerkſchaftliches⸗ 


Die Gehaltsbewegungen in der Schwerinduſtrie. 
Wir haben am 15. Februar d. Js. bas letzte Gehaltsabnommen 
zum 29. Februar gekündigt. Eine frühere Kundigung war 
nicht müglich, da das letzte Abkommen zum 29, Februar be⸗ 
fristet abgeſchloſſen war. Unſere Forderung auf die Erhöhung 
der Gehälter werden wir in der in Kürze ſtattfindenden Gehalts⸗ 
verhandlung unterbreiten. 

Gehaltsbewegung in der weiter verarbeitenden 
Metallinduſtrie. Auch in dieſer Industrie haben wir das 
letzie Gehaltsabkommen zum 29. Februar d. Is. gekündigt. 
Neue Verhandlungen werden ebenfalls in Kürze ſtattfinden. 

Gehalisbewegung im Handelsgewerbe. Die letzte 
Regelung der Gehalter für die Angeſtellten im Groß⸗ und 
Kleinhandel durch den Schlichtungsausſchuß konnte uns durch⸗ 
aus nicht befriedigen. Wir haben deshalb auch dieſes Ab⸗ 
kommen zum 31. März d. Js. gekünoigt und baldige Anbe⸗ 
raumung eines Verhandlungstermins gefordert. Unſere Gehalts⸗ 
forderung werden wir in der mündl. Verhandlung unterbreiten. 


Mitteilungen 


Sehr wichtig! 
An unſere Kollegen in den Betriebs, und Angeſtelltenräten. 

Bei der außerordentlichen Wichtigkeit des Betriebsräte⸗ 
geſetzes erſcheint es uns als zwingende Notwendigkeit einen 
Schulungs kurſus auch bei uns abzuhalten. Die Verhandlungen 
in dieſer Angelegenheit ſind abgeſchloſſen. Wir haben einen 
Kollegen fur die Abhaltung eines Schulungskurſuſes ver⸗ 
pflichtet, der gerade auf dieſem Gebiete über eine langjährige 
Praxis verfügt und derartige Kurſe in verſchiedenen anderen 
Gliederungen unſeres Verbandes mit großem Erfolg durch⸗ 
geführt hat. Der Kurſus findet beſtimmt am Sonnabend, 
den 28. und Sonniag, den 29. April d. Js. ſtatt. 

Jeder Kollege kann aus dieſem Kurſus den größten Nutzen 
für ſeme Mitarbeit in den betreffenden Betrieben ziehen. 
Wir buten ſchon jetzt unſere Kollegen ſich dieſe beiden Tage 
frei zu hauen. Alles nähere betreffend Ort und Anzahl der 
Stunden werden wir im nachſten Monatsweiſer bekannt geben. 

Bei dieſer Gelegenheit weiſen wir hin auf die außer⸗ 
ordentliche Bedeutung der Betriebs- und Angeſtelltenräte in 
unſerem Tätigkeitsgebieie. Die Wahlen finden in der Regel 
alljahruch in ven Monaten März und April ſtatt. Es erwächſt 
nun für unſere Kollegen die Aufgabe, ſchon jetzt die Durch⸗ 
führung der Betriebs» und Angeſtelltenratswahlen vorzubereiten. 
Die Vorbereitungsarbeit ſoll ſich vornehmlich auch darauf er⸗ 
ſtrecken, Kollegen für die Übernahme eines Amtes in den 
Betriebs- und Angeſtelltenräten zu werben, die in ihrer beruf⸗ 


lichen Stellung Poften bekleiden, die fie zur Beurteilung 
betriebswirtſchaftlicher Vorgänge beſonders befähigen. Weiter 
wollen doch unſere Kollegen ſich dafür einſetzen, daß in jedem 
Unternehmen, in dem mindeſtens 20 Arbeunehmer beſchaftigt 
werden, Betriebsräte errichtet werden. Ferner müſſen auch in 
den Betrieben, die in der Regel weniger als 20, aber mindeſtens 
5 wahlberechtigte über 18 Jahre alte Arbeitnehmer deſchäfligen, 
Belriebsobleute gewählt werden. Wir ſehen uns gezwungen, 
gerade an die Durchführung genannter Bestimmung 
zu erinnern, da es gerade in der Wojewodſchaft 
Schleſien eine erhedliche Anzahl größerer Unter: 
nehmungen gibt, in denen ſeit Jahr und Tag Betriebs⸗ 
oder Angeſtelltenräte nicht mehr erijueren. 

Für die Durchführung der Wahlen ſtellt die Kreisgeſchäfts⸗ 
ſtelle in Kattowitz jeder Zeit und unentgeltlich die erjorder: 
lichen Vordrucke zur Verfugung. 


Beiträge und Rechte. 


Immer noch herrſcht unter der Mitgliedſchaft trotz ber ein⸗ 
gehenden Aufklärungsarbeit Unklarheit uber des einzelnen Rechte 
und Pflichten. Es ſei noch einmal das weſentliche zuſammen⸗ 


geſtelli. 0 
N Der Regeldeitrag beträgt ab 1. Januar 1928 monatlich 
7. — Zloty. ö 


Bei einem Einkommen 
ſich auf 5.— Zloty. A 

Bei einem Einkommen unter 125.— Zloty ermäßigt er 
fich auf 3.— Zloty. 

Mitglieder, welche |. 81. infolge ihres vorgerückten Alters 
auf Jnanſpruchnahme des Alters- und Sterbegeldes verzichte⸗ 
ten, zahlen 5.— Zloty monatlich. Hier kommen nur diejenigen 
Mitglieder in Frage, welche im Juli 1926 40 Jahr und älter 
waren und die vorgeſehene Wariezeit von 25 Mitgliedsjahren 
bei Vollendung des 65. Lebensjahres nicht erreichen konnten. 

Für Beitragsrückſtände vor dem 1. Januar 1928 
kommen ſelonderſtandiich nur die neuen Beitrags- 
ſätze in Berechnung. 

Wer nicht den Regelbeitrag (7.— 31.) zahlt, hat 
bei NManſpruchnahme irgend einer Ver bandseinrich⸗ 
tung ſeine Bezuge und die dadurch satzungsmäßige 
Beitragszahlung nachzuweisen. Alle ſich hieraus er⸗ 
gebenden Un ichtigkenen gehen zu Laſten des be⸗ 
treffenden Mutgliedes, worauf wie bejonders auf- 
merkſam machen wollen. 

Das größere Uebel bei der Beitragszahlung iſt die Un⸗ 
pünktlichkeit. 5 


Der Beitrag iſt fällig am 1. des Monats für den 
laufenden Monat. Wer ihn ſpäter entrichtet als 
nach bem 15. har ſatzungsmaßig eine Verzugsgebühr 
don 10 Prozent zu entrichten. Wer auch nur einen 
Monat mit einer Zahlung im Ruückſtande iſt, dei 
dem find die Borausjeygungen für Gewährung aller 
Letſtungen des Berbandes nicht gegeben. Auch darauf 
weisen wir ganz beſonders hin. 

Wer aljo in Bezug auf Höhe und Termin der Beitrags» 
leiſtung bisher noch nicht genau unterrichtet war, der prüfe 
feine Beutragsguitiungen nach, damit ihm etwuige 
jpälere Entauſchungen durch eigenes Verſchulden 
bei Inanqpruchnahme irgendwelcher Verbanssein⸗ 
richtungen erſpart vieiben, denn nur ſatzungsmäßige 
Beitragszahlung garantiert ſaßungsmäaßige Rechte. 

Beitragsermäßigungen bei einem Einkommen über 175.— 
Zloty monatlich unterliegen auf alle Fälle der Stellung eines 
ſchriſtuchen Antrages des Mitgliedes und der Genehmigung 
des Hauptvorſtandes. (Ausnahme die im Abſatz 2 erwähnten 
Mitglieder.) s 

Erfolgreiche Arbeit einer Gewerkſchaft kann nur dann 
geleiſtet werden, wenn ſie auch ihre finanzielle Sicherheit, und 
das iſt der Beitrag, hat. Auch der verſchwindend kleine 
Prozentſatz jener immer Widerſpruchsluſtigen muß doch endlich 
zu der Bernunft kommen, daß an Gewerkſchaftsarbeit mehr 
denn je zu leiten iſt und jede in Dingen des Beitrages ge⸗ 
führte Korreſpondenz neben Unkoſten und im Vergleich zu 
der im allgemeinen zu leiſtenden Arbeit unzweckmägßige 
Zeitvergeudung bedeutet. 


Gern, freudig und pünktlich erfülle jedes Mit⸗ 


lied feine Pflicht! Rur damit fördert er die Sicherheit 
jeines Rechtes. 


unter 175.— Zloty ermäßigt er 


Werber an die Front! 


Wenn auch zugegeben werden muß, daß in den Zeiten 
einer öffentlichen Wohltätigkeit fanatisch beteiligte Faktoren 
die Meinung des anderen mit den verſchiedenſten erlaubten 
und unerlaubten Mitteln niederzuknüppeln glauben und damit 
manchmal eine gewünſchte Einſchüchierung der ſchwächeren 
Schicht erreichen, ſo muß doch, verbandspolitiſch betrachtet, die 
Gewinnung neuer Mitglieder umſo eifriger, ſtiller, zäher und 
dadurch erfolgreicher durchgeführt werden. 

Bange machen, gilt auch heute nicht! Bis zum 
letzten deutſchen Kaufmannsgehilfen muß unſere Beitrittser⸗ 
klärung gelangen, ob in Induftrie, Handel, Verkehr uſw. 

Die Geſetzesmaſchine unſeres Staates arbeitet mit Hoch⸗ 
druck. Em Projekt jagt das andere, ein Dekret folgt dem 
anderen zur Veröffentlichung. Was neuerdings geplant iſt, 
hat allen Grund, den geſamten großen Block der oberſchleſi⸗ 
ſchen Angeſtelltenſchaft enger und feſter zu ſchließen. 

Am 25. 3. 28 haben wir unſere diesjährige Jahreshaupt⸗ 
verſammlung. Immer war es eine beſondere Arbeit unſerer 
Ehrenamtsinhaber, vollgültige Beitrittserklärungen als außer: 


Sn 
Rattowitzer D. h. v. er 
auf zur Jahreshauptverſammlung. 

Gemäß der im vergangenen Jahre von uns erfolgten 
Einladung findet die Jahreshauptverſammlung unſeres Ver⸗ 
bandes diesmal in Kattowitz ſelbſt ſtatt. Ueber die einzelnen 
Veranſtaltungen geben die in dieſem Blatt erfolgten Bekannt⸗ 
machungen Auskunft. Kattowitzer Kollegen, zeigt, daß wir 
auf dem Poſten ſind und ſeit alle vollzählig zur Stelle. Muß 
es Euch doch eine beſondere Freude ſein, wenn die wichtigſte 
Tagung unjerer Gewerkſchaft diesmal am Sitz Eurer Orts» 
gruppe ſtattfindet und die Ortsgruppe als Gaſtgeber und Ver⸗ 
ranſtalter auftritt. Unterſtützt durch zahlreiche Beteiligung die 
Bemuhungen Euer ehrenamtlichen Mitglieder zu dieſer Tagung 
und zu dem anſchließenden Feſtabend. 

Heil! 
Ortsgruppe Kattowitz. 
Der Vorſtand. 

Dienstag, | abends 8 Uhr findet im „Chriſtl. Hoſpiz“ die 
6. Mätz fällige Monaisverſammlung ſtatt, welche dies» 
— I mal oucd einen Vortrag unjeres Geſchäfts⸗ 
führers, Kollegen Koruſchowitz, keinen geſchäftsmäf igen Cha⸗ 
ratıter haben ſoll, wenn auch anſchließend einige Beſchluſſe in 
anbetracht der bevorſtehenden Jahreshauptverſammlung zu 
faſſen jein werden. Unter dem Vortragsthema: „Die Alters⸗ 
verſicherten in der neuen Angeſtelltenverſicherung“ wird Kollege 
Korupyowig unſere Rechte und Pflichten nach dem letzten 
Stande erörtern. Jedem Mitglied iſt alſo Gelegenheit gegeben, 
ſich über dieſes wichtige Gebiet auszuſprechen. N 

Die Tagesordnung wird in der Sitzung bekannt gegeben, 

Jeder Kollege hat die ſelbſtverſtändliche Pflicht, ſich die 
nötige Kenntnis von den neuen Geſetzesbeſtimmungen in ſeinem 
eigenſten Intereſſe anzueignen. 
abends 8 Uhr im „Chriſtlichen Hoſpiz“ Sitzung 


Dienstag, 
30; Mäsg des geſamten Ortsgruppenvorſtandes. 


Sonntag, 
25. Marg 


Biesesteig abends 8 Uhr im „Chriſtlichen Hoſpiz“ Sitzung 
13 März der Jugendabteilung. Da der Vortrag des 
——ů Kollegen Jaite in vergangener Sitzung infolge 
vorgerückter Zeit unterbrochen werden mußte, wird der Vortrag 
in dieſer Verſammlung unter dem Titel: „Die Schutzhäuſer in 
der Tatra als Ausgangspunkt für Hochtouren“ jortgeſetzt. 
Durch das allſeits bekundete Intereſſe dei den Ausführungen 
des Vortragenden, dürfen wir bei dieſer Sitzung ſtarken Beſuch 
erwarten. Die Schilderungen dieſes Gebirges dürften gewiß 
viele neue und dankbare Zuhörer finden. 
Im Anſchluß hieran Berufsbildungsabend. Dieſen Teil 
übernimmt Kollege Lubing. Alſo alles zur Stelle. 


reſtloſe Beteiligung an der Kundgebung und 
Jahreshauptverſammlung (ſiehe erſte Seite) 


Deranſtaltungs- Anzeiger. 


g Freitag, | 


ördentliche Ueberraſchung dem Vertreter des Verbandes in 
ſtattlicher Anzahl zu überreichen. Auch diesmal ſoll es ſein! 

Mitſtreiter! Unſer Kreis muß noch größer wer⸗ 
den! Er kann es nur, wenn jedes Mitglieo mit perſönlicher 
Hingabe und Aufopferung ſeine Pflicht erfüllt, wenn jener 
alte Gründungs- und Kampfgeiſt von friſchem erwacht, derſelbe 
Geiſt, der unſeren D. H. V. in etwas mehr als 3 Jahrzehnten 
zu der ſtattlichen Gemeinſchaft von 316 000 Kaufmannsgehilfen 
vereinigte. Unſeren Kollegen im Reiche und dem übrigen 
Ausland wollen wir nicht nachſtehen. Noch gibt es hunderte 
von ſchmarotzenden Unorganiſierten, noch kann ſyſtematiſche 
Aufklärungsarbeit übergroße Erfolge zeitigen. Innerlich er⸗ 
ſtarken, nach außen neue Freunde und Mitarbeiter gewinnen, 
das muß unſere Loſung bleiben trotz aller drückenden Mächte. 

Wehe, wenn unſer geeinte Gegendruck auch nur einen 
einzigen Augenblick nachgibt, wenn man an uns Schwächen 
bemerken ſollte. 

Darum, Freunde und Mitſtreiter! Werbt! 

Unſere Kraft und Stärke liegt in unſer Hand. 

Wieviel neue Mitglieder wollen Sie bis zur Jahreshaupt⸗ 
verſammlung noch werben? u 


Königshütte. 
Montag, den 12. März, abends 8 Uhr, Sitzung der Jugend⸗ 
abteilung. 


abends 8 Uhr Monats verſammlung im „Krügel“ 


a | Die Tagesordnung wird in der Sitzung bekannt 
— gegeben. 


DHB. Männerchor. 
Jeden Dienstag Proben. Sangeskundige Kollegen ſind 
uns immer willkommen. 
Jeder ſitzungsfreie Montag Unterhaltungs: und Spielabend 
der Jugendabteilung. i a 


Bismarckhütte. 


abends 8 Uhr Gehilfenſitzung in. Vereinsheim. 
18. März Tagesordnung wird in der Sitzung bekannt 
—! gegeben. 


Mutwon, I Sitzung der Jugendabteilung im Vereinsheim 
7. Mär mit Vortrag: „Was muß der junge Kaufmann 
I vom Angeſtelltenverſicherungsgeſetz wiſſen.“ 


Spiel⸗ und Unterhaltungsabend der Jugend⸗ 


Ei fr 
Mittwoch.] adteilung im Vereinsheim 


14. März 


Mittwoch, 
21. März 
Mittwoch, 
28. März 


Schwientochlowitz. 


Jeden Freitag von 8 bis 10 Uhr abend in der Schule 5 
polniſcher Sprachkurſus. Näheres haben wir im Runoſchreiben 
bekannt gegeben. 


Lichtbildervortrag des Jugendführers Kollegen 
Rembierz im Vereinsheim über das Thema: 
„Die Zucker- und Salzinduſtrie.“ 


Unterhaltungsabend im Vereinsheim. 


Tce Monatsverſammlung für Gehilfen und Lehr⸗ 
10 linge. Beginn abends 8 Uhr bei Leja. Fort⸗ 
2 ſetzung des Vortrages: „Prantiſche Beiſpiele 


zum neuen Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 


S Reſtloſe Beteiligung an der Jahreshauptvber⸗ 
| 1 ſammlung in Kattowitz. 8 l 
1 Sitzung der Jugendabteilung bei Leja. Beginn 
Donnerstag, 7 
29. ei 8 Uhr abends. 
Lipine. 

Reſtloſe Beteiligung an der Jahreshauptver⸗ 
de ſammlung in Kattowitz. 


Weitere Veranſtaltungen ſind uns nicht gemeldet worden. 
— KKK — 
Für die Redaktion verantwortl. Leo Koruschowitz, Katowice, ul. Sw. Jana 10 
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